U 


n ſchwert durch die ſehr ungewiſſen materiellen Grundlagen, die Veranſchla⸗ 


n, 51 5 günſtig geſtaltet, während man in den Jahren 1843 bis 1841 über 
es 


4 1853 hat ſich der Kopftheil ſogar nur auf 22% Sgr. geſtellt und zwar 

nach 
er Verhältniß noch urgünſtiger us, well 
15 mag der Bruttoertrag hoch oder niedrig fein, 


Beilage zu Nr. 


4 Die Organiſation des Zollvereins. 


Je mächtiger der deutſche Zollverein mit einer Bevölkerung von reich⸗ 
ch 32% Millionen, in ſeinen großen Umriſſen, als eine nie dageweſene 
erbindung für deutſche mercantiliſche und finan cielle Verhältniſſe gegen⸗ 
rtig daſteht, deſto dringender gibt ein Blick in feine inneren Zerklüftungen 
nd auf die Organe, welche dem großartigen Verbande Leben einzuhauchen 
defiimmt find, die Mahnung, daß noch ſehr vieles zu thun übrig bleibt, 

um auf dem Wege weiterer Entwickelung das Ziel vollſtändiger Einigung 

und einer raſch bulſirenden Vitalität zu erreichen. Die Spaltungen im 
„Innern des Vereins und die vorhandenen Einrichtungen zum Fortſchreiten 
erinnern lebhaft an die allgemeine politiſche Krankheit Deutſchlands und an 
N i Der Zollverein muß nothwendig 
derſelbe wachſen ſoll, krant iſt, die 
1 find das getreue Ebenbild der Frankfurter 
il Verſammlung; noch ſchwerfälliger als dieſe fordern ſie bei allen und jeden 
en Fragen, kleinen oder großen, Stimmeneinhelligkeit, und die Ausbeute lang⸗ 

„andauernder und koſtſpieliger Verhandlungen iſt zum öfteren eine völlig 

nichtsſagende. Die Abhülfe der Mängel, die weitere Entwickelung iſt aus⸗ 


ſchlleßlich den Erwägungen von Beamten hingegeben, deren Sachkunde 


wohl verſagt werden, ohne die keuchende Maſchinerie gänzlich ins Stocken 
zu bringen, höchſtens werden von den Kammern 
zugefügt, deren Beachtung im nächſten Jahre abermals dem Stimmhammer 
der General- Conferenz verfällt. Die Uebelſtände der jetzigen Organiſatlon 
ſind lange gefühlt und mehrmals zur Sprache gebracht; 
ſcheitert ſtets an den vorhandenen Grundnormen, deren Unabänderlichkeit 
4 von dem Particularismus mit Argusaugen überwacht wird. — Es iſt mög⸗ 
16 lich, daß der ſchwere Druck des Zollanſchluſſes, der zur Zeit in Hannover 
gefühlt wird, kräftige Anträge auf Reformen, und zur leichteren Durchführung 
r. derſelben zunächſt Motionen auf Aenderung der Organifation von dort 
veranlaßt und daß ein Erfolg dieſelben begleitet, weil deren Nothmeudigkeit 
ſich immer ſchärfer herausſtellen wird. In den Hannoverſchen Kammern, 
die bisher die Gewöhnung ſich erhalten haben, die Dinge beim rechten Na⸗ 
10 men zu nennen, ſind bereits laute Klagen erhoben worden, daß vermöge des 
h Zollanſchluſſes die Hannoverſchen Verhältniſſe in hohem Grade verwickelt, 
ſchwankend und ſchwierig geworden ſeien. Es ward die Begründung dieſer 
t Behauptung bergeleitet einestheils von der im Zollverein beſtehenden Maſſe 
von Normen, Inſtitutionen und Gebräuchen, anderntheils von den verſchiedenen 
Steuergemeinſchaften: 1) des allgemeinen Verbandes mit allen Vereins ſtaaten 
hinſichtlich der Eingangsabgaben, der Rübenzucker⸗ und Tabaksſteuer; 2) 
des Verbandes mit dem weſtlichen Theile der Vereinsſtaaten hinſichtlich der 
Durch und Ausgangsabgaben; 3) mit Preußen, Heſſen, Thüringen, Braun⸗ 
ſchweig und Oldenburg wegen der üebergangabgabe von Tabal, Moſt, 
Wein und Cider; 4) mit Oldenburg, Bückeburg und einem geringen Theil 
von Braunſchweig für die Branntweinſteuer; 5) mit Bückeburg und einem 
r Theile von Braunſchweig wegen der Bierſteuer; 6) mit Bückeburg und 
„Braunſchweig hinſichtlich der Salzſteuer. Die Ueberſicht wird überdem er⸗ 


gung und die fehr verwickelte Vertheilung der Verwaltungskoſten. Ueber⸗ 
haupt hat ſich das ganze Verhältniß des Zollvereins in den letzten Jahren 


gr. auf den Kopftheil bezog, iſt dieſe Höhe ſeit 1848, wo nur 2310 
Sgr. auf den Kopftheil gekommen, nicht wieder erreicht worden. Im Jahre 


dem Bruttoertrage gerechnet; nach dem Nettoertrage ſtellt ſich das 
heraus, weil die Ausgaben dieſelben bleiben, 
Im Jahre 1845 betrug der 

„ Rettoertrag nur / Sgr. weniger als der Bruttoertrag, im Jahre 1848 
dagegen 1 Sgr. 6 Pf. weniger als der Bruttoertrag. Die Haupteinnahme 
des Zollvereins fließt überwiegend aus der Beſteuerung von vier Import⸗ 
artikeln: Zucker, Caffee, Tabak und Wein; im erſten Quartal des Jahres 
1854 iſt zwar eine Steigerung der Einnahme eingetreten; allein ſie beträgt 
nur 125,000 Thlr. und ſteht keineswegs im Verhältniſſe zu der Erwette⸗ 
rung des Vereinsgebiels durch Hannover und Oldenburg um reichlich 
2 Millionen Conſumenten. Die Vereins ſlaaten beſteuern ſich endlich, wie 
allbekannt, noch untereinander; wo innere Steuern auf die Hervorbringung 
oder Zubereitung gewiſſer Erzeugniſſe gelegt find, werden Uebergangsabgaben 
von den gleichnamigen vereinsländiſchen Erzeugniſſen erhoben. In Preußen, 
Sachſen, Hannover, Kurheſſen, Thüringen, Braunſchweig, Oldenburg und 
Luxemburg von Wein und Traubenmoſt, reſp. 25 und 20 Sgr. 
vom Centner. Von Tabaksblättern und Tabaksfabrikaten in 
den genannten Staaten 20 Sgr. vom Centner. Von Bier in Preußen, 
Sachſen, Kurheſſen. Thüringen, Braunſchweig, Luxemburg 7 Sgr. 6 Pf. 
vom Centner, in Baiern, Würtemberg, Baden, Großherzogthum Heſſen, 
Frankfurt, beziehentlich 17 Sgr. 1% Pf., 1 Thlr. 21 Sgr. 5½ Pf., 22 Sgr. 
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38% Pf. und 22 Sgr. 10% Pf. vom Eimer. Von Branntwein, in 
Preußen, Sachſen, Thüringen, Braunſchweig, Luxemburg 6 Thlr. per Ohm, 
in Balern 1 Thlr. per Eimer, Hannover 6 Thlr. 24 Sgr. ver Ohm, Wür⸗ 
temberg 6 Thlr. 2 Sgr. 10% Pf. per Eimer, Baden 28 Sgr. per Ohm, 
Kurheſſen 6 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. per Ohm, Großherzogthum Heſſen 3 Thlr. 
15 Sgr. 1% Pf. pr. Ohm. Von geſchrotetem Malze in Baiern 14 Sgr. 
3% Pf. pr. Metze, in Würtemberg 6 Sgr. 10% Pf. für das Simri. — 
Die Mannichfaltigkeit kann nicht buntſcheckiger ſein! — 

In der letzten General⸗Conferenz, die vom 6. Juli 1859 bis zum 
20. Februar 1854 in Berlin verſammelt war, ſind ſowohl die Org ani; 
fation des Vereins als deſſen financielle Lage und die inneren Ver⸗ 
kehrs⸗Erſchwerungen zur Berathung gekommen. Ein Neſultat iſt, der 
langen Verſammlungszeit ungeachtet, nicht erreicht worden. — 

1) Die Organkſation. 

Unter den Mitteln, um dem Zollverein eine größere Einheit und Ent⸗ 
wickelungsfähigkeit zu geben, war die Errichtung eines mit größeren oder ger 
ringeren Befugniſſen auszuſtattenden ſtändigen Centralorgans und die Zulaſſung 
von Majoritätsbeſchlüſſen in Anrege gebracht. — Preußen fand ein mit Ver⸗ 
waltungsbefugniſſen verſehenes Centralorgan für einen Ländercompler von dem 
Umfange des Zollvereins, in welchem ſich die große Mannichfaltigkeit der Ver⸗ 
hältniſſe und Bedürfniſſe vorfindet, entweder unvereinbar mit der Seibftändige 
keit der Vereinsſtaaten unter einander, oder je nach dem Umfange der dem⸗ 
ſelben beigelegten Befugniſſe nicht fähig, den Erwartungen zu entſprechen. 
Gewiß hatte es Recht in dieſer ſeiner Ablehnung des Antrages. Dagegen 
brachte es in Vorſchlag, den Grundſatz des Art. 12 der Jollvereins⸗Ver⸗ 
träge zu modificiren, wonach zur Bildung eines verbindlichen Beſchluſſes auf 
den Generalconferenzen die allſeiti e Zuſtimmung erforderlich iſt. Hinſichtlich 
aller Verhandlungen, welche die rundverträge betreffen, ſollte es bei den be⸗ 
ſtehenden Vereinbarungen unbedingt ſein Bewenden behalten; eben fo wenig 
zuläſſig erſcheine es, Abänderungen der Geſetzgebung von Majoritätsbeſchlüſ⸗ 
ſen abhängig zu machen weil die weſentlichen Grund züge des Zollgeſetzes, 
der Zollordnung, des Zolltarifes und der übrigen zu dieſer Categorie zu 
zahlenden Vereinbarungen zu den Vorausſetzungen gehörten, unter welchen 
die den Zollverein bildenden Staaten in ein Socictätsverhältniß getreten 
ſeien; eine Abänderung dieſer Grundzüge ſetze alſo das Einverſländniß 
fämmtlicher Contrahenten voraus. Anders verhalte es ſich mit der Aus⸗ 
legung der Gefege und dem Erlaß oder der Abänderung reglementari · 
ſcher Anordnungen; hier ſei eine Entſcheidung durch Mijoritätsbeſchluß eben 
ſo zuläſſig als wünſchenswerth; bei Auslegung von Geſetzen werde eine ein⸗ 
fache Majorität genügen, beim Erlaß neuer Verwaltungsnormen oder Ab⸗ 
änderung beſtehender möge zur mehreren Sicherheit der betheiligten Intereſſen 
eine Majorität von zwei Drittheilen oder drei Viertheilen gefordert werden. 
Das Maaß der Stimmberechtigung konne weder völlig gleich, noch lediglich 
nach dem Verhältniß der Bevölkerung normirt werden. — Beſtimmtere 
Vorſchläge hierüber ließen ſich erſt abgeben, wenn man ſich naher verſtan⸗ 
digt habe, ob und welche Gegenſtände einer Entſcheidung durch Majorität 
zu unterwerfen ſeien. — \ 

Diele Vorſchläge laborirten offenbar an Halbheit und en Ve 
und laſſen ſich vielleicht nur dadurch erklaren, daß Preußen den Verſu 
machen wollte, in die Nothwendigkeit der Stimmeneinhelligkeit Breſche zu 
ſchießen, um etwas zu erlangen. Es erlangte nichts, man erklärte ſich all 
ſeitig dagegen, fand den Vorſchlag viel zu lief eingrelſend, ſtellte überhaupt 
Mängel der Organiſation in Abrede, die nicht nothwendig mit der Natur 
des Jolloereins, als eines Vereins ſouverainer Staaten, verbunden fein 
müßten und verſchob die Frage, indem vor allem das Maaß der Stimm⸗ 
berechtigung nornürt ſein müſſe. — Gleiches Schickſal hatte ein Antrag 
Baierns: Das jetzige Centralbüreau, welches gegenwärtig in ſeiner Thätig⸗ 
keit weſentlich auf das Abrechnungsgeſchäft und die Herſtellung der Com⸗ 
merzialſtatiſtik beſchränkt iſt, zu einer permanenten Generalconferen oder einem 
ſtändigen Verwaltungsrath umzubilden, in welchem alle Vereinsſtaaten re⸗ 
präſentirt wären, und der die Aufgabe erhielte, den genauen und in ſämmt⸗ 
lichen Staaten völlig gleichförmigen Vollzug der Vereinsgeſetze und aller 
ſonſtigen Vereinbarungen zu vermitteln. -— Man entgegnete, dieſer Verwal⸗ 
tungsrath werde ein koſtbares Inſtitut werden, das nie zu wichtigen Be⸗ 
ſchlüſſen gelangen dürfte, ſo lange Einſtimmigkeit erfordert werde; das doch 
unentbehrliche Einholen von Inſtructionen würde überdem zu den größten 
Verzögerungen führen. Solle die Maßregel von Erfolg ſein, ſo müſſe eine 
felbſtändig ent ſcheid ende Centralverwaltungsbehörde gebildet werden, 
was allerdings tief in die Selbſtändigkeit der Vereinsſtaaten eingreifen werde. 
Blieben dagegen die Mitglieder des Centralbüreaus an die Inſtructionen ihrer 
Regierungen gebunden, ſo würde, ohne irgend einen Nutzen, eine zweite Be⸗ 
hörde neben der jährlichen Generalconferenz gebildet werden. 5 

Kurz auch dieſer Vorſchlag fiel, der Microcosmus des Zollpereins 
konnte natürlich nicht die politiſche Zersplitterung Deutſchlands überwältigen; 
alle Vorſchläge dieſer Art werden gleichem Looſe unterliegen, ſo lange nicht 
die Verfaſſung des deutſchen Bundes eine andere geworden iſt, als die ge⸗ 
gegenwärtige, und es bleibt eine Danaidenarbelt, Organiſationen des Zoll⸗ 
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vereins auszufinnen, die in Widerſpruch treten mit dem deutſchen Bundes⸗ 


Organimus. — Die Lähmung der Thätigkeit der Generalconſerenzen muß 
daher auf einem ganz anderen Terrain geheilt werden, als in eben dieſen 
Generalconferenzen. — 

2. Die financielle Seite des Zollvereins läßt ſich zweckmäßig in Ver⸗ 
bindung bringen mit der größeren Freiheit im Innern des Vereins. Der 
eilfte Artikel des Vertrages vom 4. April 1853, betreffend die Fortdauer 
und Erweiterung des Zoll- und Handel⸗Vereins, ſtellt die, während der 
zwanzigjährigen Dauer deſſelben vermißte Uebereinſtimmung der Geſetzgebung 
hinſichtlich der inneren indirecten Steuern in nähere Ausſicht. Die Be⸗ 
dürfniſſe der Staaten wachſen alljährlich, die Unterhaltung der Bundescon⸗ 
tingente nimmt keinen geringen Platz in dem Ausgaben⸗Budget ein. 

Zufolge der vergleichenden Finanzſtatiſtik von Reden betrug vor dem 
März 1848 in Deutſchland: 

Die jährliche Geſammtaus gabe 437,744,000 fl. 
Der Militairaufw and 2 105,949,000 „ 
Die Staats ſchuld . 2,112, 869,000 „ 

Nach dem März 1848: 


Die jährliche Geſammtaus gabe 617,157,123 „% 
Der Militairaufwandev e . . . 256,432,000 „ 
Die Staatsſchuld . r . 2, 937,337,000 „ 


Die Einnahme aus den Zöllen iſt bekanntlich nicht im Steigen, die 
Begünſtigung der Nübenzuckerinduſtrie hat ſolche um mehrere Millionen ge⸗ 
ſchmälert, von den Tarif⸗Ermäßigungen in Folge des Anſchluſſes des Steuer⸗ 
Vereins wird abermals ein Verluſt von mehreren Millionen beſorgt, der 
Ausfall allein am Caffeczoll auf 1%, Millionen Thaler geſchätzt. Dennoch 
bleibt es eine ſehr ſchwierige Aufgabe, eine Erhöhung der Einnahmen zu 
bewirken. Die Politik agirt auch in dieſer Beziehung als der Hauptbeſchä⸗ 
diger; die zweifelhafte zögernde Hallung deutſcher Mächte, die ungewiſſen 
Aſpecten, ob Krieg oder Frieden in Deukſchlands Loos fallen wird, hat eine 
Stagnation und Stockung der Fabrik⸗ und Handelsgeſchäfte, faſt aller grö⸗ 
ßeren Unternehmungen herbeigeführt, die auf den Eingang von Zollrevenlien 
nur nachtheilig einwirken konnte; allein die große Mehrzahl der Zollvereins⸗ 
ſtaaten befindet ſich wegen Mangels an politifchem Einfluß nicht in der 
Lage, hierin Aenderungen zu treffen. Gegründet dagegen iſt der Vor⸗ 
wurf, daß die ſüddeutſchen Staaten, die durch ihre Oppoſition gegen den 
hannoverſchen Septembervertrag die Fortdauer des Zollvereins in Frage zu 
ſtellen ſich nicht ſcheuten, vor den gegenwärtigen Ereigniſſen, die mit Krieg 
oder Frieden in Verbindung ſtehen, eine ähnliche Kriſis der Lähmung aller 
gewerblichen Thätigkeit ſelbſt virſchuldet haben. An den Folgen derſelben 
leidet noch jetzt die damalige ſüd⸗ und mitteldeutſche Coalition, deren ſtaat⸗ 
liche Exiſtenz meiſt bedingt iſt durch reichlichen Zufluß aus der Zollquelle. — 
Sie empfinden dies, und das Bedürfniß treibt ſie zu rieſenhaften Anträgen 
auf Vermehrung der Einnahmen, die zum Theil gerechtfertigt werden ſollen 
durch die pflichtmäßige Nothwendigkeit, für die Befreiung des Binnenverkehrs 
Sorge zu tragen. Kurheſſen, am ſtärkſten bedrückt durch finanzielle Zer⸗ 
rüttungen, trat hervor mit dem Vorſchlage, das Tabaksmonopol im Zoll⸗ 
verein einzubürgern. Es wird als ein Mangel einer Finanzverwaltung ge⸗ 
ſchildert, wenn ihr eine Beſteuerung des Tabaks, dieſes entbehrlichen, weit 
verbreiteten Luxusartikels, in Geſtalt einer ſehr erheblichen Einnahmequelle, 
fehlt, während Gegenſtände, wie das zur Nahrung unentbehrliche Salz, mit 
hohen Abgaben belaſtet find. Alle anderen großen Staaten in Europa, wird 
hinzugefügt, haben den Verkauf des Tabaks zum Staatsmonopol gemacht, 
oder doch, gleich England, eine hohe Steuer auferlegt. Die Steuer vom 
Tabak im Zollverein, es iſt wahr, entſpricht nicht dieſen Grundſätzen; der 
inländiſche Tabak iſt nur in einem Theile des Vereins und höchſtens mit 
einer Steuer von ½ Kr. oder 2 Pf. für das Pfund belegt; die ausländi⸗ 
ſchen rohen Tabaksblätter entrichten nur 4 Thlr. Zoll vom Centner, oder 
11; Sgr. vom Pfunde, was bei den feineren Sorten kaum 10 % des 
Werthes betragen mag; Zoll und Steuer vom Tabak bringen jährlich nicht 
über 1%, Millionen Thlr. im Zollverein ein. In Frankreich dagegen hat 
das Tabaksmonopol, das in den Jahren 1811 bis 1814 nur 23 Millionen 
Franken jährlich rein abgeworfen, in der Periode von 1845 bis 1849 durch⸗ 
ſchnittlich ſchon 83 Millionen, und im Jahre 1850 nahezu 89 Millionen Fr. 
geliefert. In Oeſterreich belief der Bruttoertrag ſich 1851 auf 28,812,000, 
im Jahre 1852 auf 34,533,000 fl., und der Reinertrag gleich 65 % des 
Rohertrags wird für 1852 auf 22 Millionen fl. angeſchlagen. Nach dieſem 
Verhältniß wird von der Einführung des Tabaksmonopols im Zollverein 
eine Einnahme von mehr als 25 Millionen Thlr. erwartet, alſo mehr als 
die ganze übrige Einnahme. — Wolle man das Monopol nicht, ſo liege es 
doch jedenfalls im Intereſſe aller, eine weſentlich höhere Beſteuerung des 
Tabaks einzuführen, und mit dieſer den inländiſchen Tabak bei der Produc⸗ 
tion, den fremden bei der Einfuhr zu treffen. — In England, wo der 
Tabaksbau im Lande felbft verboten iſt, beträgt die Steuer für das Pfund 
nichtverarbeiteten Tabaks 3 Shilling oder 1 fl. 57 Kr., 9 Sh. oder 5 fl. 
52 kr. für das Pfund des verarbeiteten; in Belgien, je nach dem Urſprungs⸗ 
lande, der Qualität des Tabaks und der Flagge, unter welcher die Einfuhr 
ftattfindet, für 100 Kilo Tabaksblätter und Stengel 10 bis 35 Fr., für fa⸗ 
bricirten Tabak 35 Fr., für Cigarren 200 bis 240 Fr. oder reſp. 2 fl. 
20 Kr. bis 8 fl. 10 Kr., 8 fl. 10 Kr., 40 fl. 40 Kr. vom Zollcentner. In 


Rußland, neben einer inneren Verkaufsacciſe und einer beſonderen 0 
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abgabe von Tabaksfabriken und Handlungen, Eingangszoll vom Pud T 
baksblätter und Stengeln 6 Silberrubel (34 fl. 39 Kr. vom Zollcentner) unt 
vom Pud Blätter ohne Stengel und geſchnittenem türkiſchen Tabak wn 
Silberrubel (69 fl. 18 Kr. vom Zollkeniner), vom Pfund ſonſtigen geſchni 
tenen, ſowie Rauch⸗ und Schnupftabak in Spindeln, Rollen und Garotkl 
60 Copeken (54 Kr. vom Zollpfund und 90 fl. 36 Kr. vom Zollcentner 
vom Pfund Cigarren 2 Silberrubel (3 fl. vom Zollpfund und 302 fl. von sh 
Zollcentner), vom Pfund gemahlenen Schnupftabat 1 Silberrubel TO Anu 
peken (2 fl. 30 Kr. vom Zollpfund und 256 fl. vom Jollcentner). In 54% 
Vereinigten Staaten von Nordamerika von allen Sorken verarbeiteten Tone 
baks 40 %,, von unverarbeiteten 30 % des Werthes. — Für den Zollveſ lich 
ein ward eine Productionsſteuer proponirt von 15, 20, 25 und 30 Thl hei 
für einen mit Tabak bebauten Berliner Morgen, wonach die bebauten Län He 
dercien nach vier Claſſen zur Steuer anzuſchlagen und ein Steuerſatz volles 
3 Thlr. für den Centner Tabak unterſtellt wäre. Die Importabgabe füdie 
die geringſten Sorten ausländiſcher Tabaksblätter (nordamerikaniſchen un Ka 
ungariſchen) ſei auf 10 Thlr. pr. Centner anzunehmen, ſo daß die Diff br. 
renz zwiſchen dem Zoll und der Steuer 7 Thlr. betrage, und der inländiſch bu 
Tabak gegen den ausländiſchen noch mehr als gegenwärtig bevorzugt ſei gez 
würde; für die beſſeren Sorten den Zoll zu ſteigern auf 15, 20 u. 25 Thli an 
und zwar nach einer Abſchätzung durch Sachverſtändige, für Schnupfrabal 4 
auf 30 Thlr., Cigarren auf 40 und 50 Thlr. — Nach Ausführung diefl er. 
Vorſchläge würde ſodann freier Verkehr mit Tabak im ganzen Verein ein f. 
treten. Würtemberg, Baden und Baiern, letzteres auch wegen größerer De, 
feſtigung der commerciellen Verbindung mit Oeſterreich, ſchloſſen fich bei * 
kurheſſiſchen Anträgen an, gaben aber der Einführung des Monopols un 
bedingt den Vorzug. Preußen, Hannover, Oldenburg und Braunſchweiſ na 
dagegen hielten das Monopol nach volks- und ſtaatswirthſchaftlichen Grund 
ſätzen für nicht gerechtfertigt. Eine ſolche Maßregel werde einen weit ver 
breiteten Handels⸗ und Fabricationszweig vernichten; biete auch das Monopol 5 
eine ergiebige Finanzquelle, ſo ſeien doch die damit verbundenen Nachtheil fe 
höchſt überwiegend. Auch einer gemeinſchaftlichen Beſteuerung des inländi vo 
ſchen Tabaks und Erhöhung der Zollſätze für ausländiſchen konnte von Han, 
nover, Oldenburg und Braunſchweig nicht zugeſtimmt werden. Demnach w 
blieben die Anträge reſultatlos; man darf wohl ſagen, zum Glück, denn 
ein freier Verkehr in der Zwangsjacke des Monopols entſpricht gewiß kei ol 
neswegs den Wünſchen der Conſumenten und ebenſowenig richtigen Princi⸗ 
pien des Handels und der Induſtrie. Ingleichen laſſen gegen eine 0 1 5 
Productions und Eingangsſteuer auf Tabak ſehr weſentliche Bedenken ſich 
erheben; zur Beſcitigung der finanziellen Calamitäten der Staaten dürften 
andere Wege einzuſchlagen fein, als Steuererhöhungen, die, auch in Anfe 8 
hung der Zolle, ſchon hoch genug geſchroben find. 

Ueber die im Vertrage vom 4. April 1853 vorbehaltene Neviſion der un 
Uebergangsabgaben, beſonders von Wein, Tabak und Branntwein, war eine d 
Verſtändigung ebensfalls nicht zu erlangen, und von der durch Preußen und 9 
Hannover dringend befürworteten Aenderung der Eiſenzölle mußte wegen des u 
Widerſpruchs der ſüddeutſchen Staaten Umgang genommen werden. Die | 
Spuren der Conferenz verloren ſich im Sande. 3 

Die am 15. d. M. in Darmſtadt zuſammentrende Zollconſerenz iſt d 
nicht geeignet, die Erwartungen zu ſpannen, da ſie ſich nur mit der Claſſi⸗ 
ficirung der Zollfäge, nicht mit Tarifrevifionen zu beſchäftigen haben wird. 
I 
L 
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Die finanzielle Widerſtandskraft Rußlands. 
(Aus den Times.) 

Leon Faucher, der verdientermaßen einen hohen Rang unter den Nationale 
ökonomen Frankreichs einnimmt, hat kürzlich Unterſuchungen über die gegenwär⸗ 
tige finanzielle Lage des ruſſiſchen Reiches veröffentlicht, welche ein ſehr lehr⸗ 
reiches Material für eine gerechte Würdigung der Hülfsmittel dieſes Staates 
und folgeweiſe für den vorausſichtlichen Ausgang des jetzigen Krieges darbieten. 
Früher oder fpäter wird die Erſchöpfung der Staatskaſſe und das Unheil, welches 
für die Unterthanen aus dem Kriege entſpringt, mehr noch als die glänzendſten 
Siege zu Waſſer und zu Land, den trotzigen Stolz des Czaren demüthigen, und 
es iſt daher ebenſo nützlich und gewichtig, die Widerſtandsfähigkeit feines Schatzes 
und ſeiner Banken zu prüfen, als die Einfahrt von Kronſtadt zu peilen oder 
den Fall von Sebaſtopol zu berechnen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß vom 
Beginne vorigen Jahres an Rußland ernſthaft darauf bedacht geweſen iſt, ſeine 
pecuniären Hülfsmittel zu einem großen Kampfe in Bereitſchaft zu ſtellen. 
Die Summen, welche es in engliſchen und franzöſiſchen Fonds angelegt hatte, 
wurden eingezogen, die Reſte früher negoctirter Aulehen flüſſig gemacht, 
Schatzſcheine ausgegeben, um die laufenden Bedürfniſſe zu decken, und die 
Ausfuhr der edelen Metalle verboten. Die ordentlichen Jahres einnahmen 
Rußlands werden gewöhnlich zu 25 Millionen € angenommen, obgleich der 
Moniteur fie, wahrſcheinlich übertrieben, zu 30 Mill. e ſchätzt. Wie dem nun 
ſei, jetzt, wo das Aufkommen von Zöllen und aus der Aceife Ausfälle erleiden, 
können dieſelben nicht mehr, als die Summe von höchſtens 25 € betragen, und 
diefe Summe reicht nicht aus zu der Beſtreitung der Staatsausgaben in gewöhn⸗ 
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A 
lichen Zeiten. Die Regierung war daher gleich von Anfang an genöthigt, zu 
ten außerordentlichen Hülfsquellen ihre Zuflucht zu nehmen. Etwas war wahr⸗ 
gcheinlich noch übrig von den Anleihen, welche nach dem ungariſchen Kriege 
ier unter dem Namen von Eiſenbahnanlehen aufgenommen wurden. 5 Millionen S 
ul wurden den Baarfonds entnommen, welche die Garantie für das umlaufende 
Papiergeld bilden, 4 Mill. & Schatzſcheine wurden emitfirt, Darlehen wurden 
br gemacht bei verſchiedenen öffentlichen Anſtalten, bei der Geiſtlichkeit und bei mil⸗ 
vol den Stiftungen, und endlich, als der Verſuch, in Holland Geld aufzunehmen, ge⸗ 
Eoſcheitert war, der Nation ein gezwungenes Anlehen unter der fälſchlichen Bezeich⸗ 
de nung „freiwillige Gaben“ auferlegt. Dieſe Laſt fiel mit beſonderer Wucht auf 
To die Grundeigenthümer, weil dieſelben ohnehin ſchon ſchwer von der außerordent⸗ 
ver lichen Milftäraushebung betroffen waren und ſich gleichzeitig in der Verlegen⸗ 
chli heit befanden, einen großen Theil ihrer Producte nicht verwerthen zu können. 
zan Herr Faucher berechnet den Ertrag dieſer außerordentlichen Einnahmen in den 
vol letzten 18 Monaten auf zuſammen 28 Mill. , alſo ungefahr auf noch einmal 
füdie Höhe der regelmäßigen Jahreseinnahme. Juſoweit befand ſich mithin der 
un Kaiſer im Beſitze ziemlich reicher Mittel, um den erſten Anforderungen des aus⸗ 
iff brechenden Kampfes zu begegnen, allein er hatte damit die Koſten der Aushe⸗ 
bung und Ausrüstung einer ungeheueren Recrutenmaſſe zu beſtreiten, ſeine Feſtun⸗ 
10 gen von Lappland bis zu den Grenzen Georgiens zu bewaffnen und die großen 
0 ‚auf dem Marſch befindlichen Truppenkörper zu verpflegen. Die Kriegsgefan⸗ 
1 genen zeigen, daß zwar ſchlecht für ihre perfönlichen Bedürfniſſe, aber hinreichend 
ein für ihre dienſtmäßige Ausrüſtung geſorgt iſt, und ihre Kriegsvorräthe reichlich 
‚ind. Die außerordentlichen Maßregeln aber, welche angewendet wurden, um 
dieſe Geldmittel bei Ausbruch des Krieges herbeizuſchaffen, konnen mit dem ſich 
un ſtets erneuernden Bedürfniſſe nicht gleichen Schritt halten, ſie laſſen ihrer Natur 
veil nach eine Wiederholung nicht zu. Um den Krieg fortzuſetzen, muß Rußland ſeine 
ind Staats einnahmen um mindeſtens 20 Mill. £ jährlich erhöhen, oder mit andern 
ver Worten fie nahezu verdoppeln. Das hat es dieſes Jahr gethan, Niemand aber 
po wird ſich einbinden, daß es, ohne Ausſicht auf eine auswärtige Anleihe, während 
eil ſeine Häfen blokirt ſind und ſeine Grundeigenthümer verarmen, für eine Reihe 
adi von Jahren ähnliche Anſtrengungen machen könne. 
an Die unmittelbaren Ausgaben der Staatskaſſe bilden übrigens nur einen und, 
zach wie es ſcheint, nicht den ſchwierigſten Theil der Frage. Die fundirte Schuld 
99 Rußlands ift verhältnißmäßig gering, „fie überſteigt nicht 400 Mill. Silberrubel, 
od oder etwa 60 Mill. £, dieſe Ziffer gibt aber nur einen ſchr unvollſtändigen Be⸗ 
5 8 iff von den wirklichen Verpflichtungen des Staates. Das Streben des 
ſich ruſſiſchen Gouvernements, das Syſtem der abſoluten Beherrſchung auf alle Ver⸗ 
en hältniſſe des öffentlichen und Privatlebens auszudehnen, hat den Erfolg gehabt, 
fer es ſelbſt in jegliche Art von privatrechtlichen Geſchäften aufs tiefſte zu ver⸗ 
wickeln. So iſt der Staat thatſächlich der Pfandgläudiger aller Grundbeſitzer, 
der mehr als 5 Millionen „Seelen“, d. i. nahezu die Hälfte aller Leibeigenen, bilden 
ine die Hypothek für die Vorſchüſſe des Lombards, einer großen, von dem Staate 
ind garantirten Ereditbank. In gewöhnlichen Zeiten benutzt der Staat die Zahlungs⸗ 
des unfähigkeit der Schuldner, um mit Vortheil die verpfändeten Gegenſtände an 
Die ſich zu bringen, jetzt aber, wo der bedrängte Grundbeſitzer feine Verpflichtungen 
du erfüllen am wenigſten im Stande ift, fehlt auch dem Staate die Möglichkeit, 
iſt keine Domänen zu erweitern. Dies jedoch iſt der kleinſte Theil der Schwierig⸗ 
Me keit. Faucher weiſt nach, daß in Rußland der Staat alle großen Creditanſtalten 
nicht nur direct garantirt hat, ſondern auch ihre Depoſiten annimmt. Die Darlehns⸗ 
banken, die Commerzbaut, die Lombards, die Sparkaſſen, und ſelbſt die milden 
Stiftungen liefern ihre Baarbeſtände an die Regierung ab und können dagegen 
rechtlich dieſelben in jedem Augenblick zurück verlangen. Der Betrag dieſer 
Depoſiten belief ſich nach dem amtlichen Berichte des ruſſiſchen Finanzminiſters 
ag vom 1. Januar 1858 auf die überwältigende Summe von 806 Mill. Silber⸗ 
„rubel oder etwa 130 Mill. £. Dieſe Fonds ſollen von der Regierung zu Vor⸗ 
yr⸗ ſchüſſen an den Grundbeſitz verwendet werden und bilden die Darlehen, welche 
tes durch die erwähnten 5 Millionen Leibeigenen verbürgt ſind. Wenn dieſe Regel 
wirklich ſtrenge befolgt wäre, ſo befände ſich das Gouvernement in der hülfloſen 
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es Lage einer Bank, welche große Verbindlichkeiten im Augenblicke zu erfüllen hat 
ten und keine anderen Zahlmittel als Grundeigenthum beſitzt. In Wahrheit 
ind iſt die Lage aber noch bedenklicher, da man mit gutem Grund aunehmen darf, 


zes daß jene Fonds zu einem ſehr erheblichen Theile zu unmittelbaren Staats⸗ 
der öwecken vergriffen worden ſind. Auf dieſe Weiſe ſind Banken, deren 
Gläubiger, der öffentliche Schatz und die Intereſſen des Grund und Bodens 
ne allefammt in ein zuſammenhängendes Syſtem verflochten, welches bei irgend 
ie einem Anſtoße in eine allgemeine Zahlungsunfähigkeit umſchlagen muß. Der 
Druck des Krieges hat natürlich den Druck der Privatgläubiger auf die Ban⸗ 
t, ken vermehrt, die Banken ihrer Seits drücken anf die Staatskaſſe, und wenn 
as keineswegs unwahrſcheinlich iſt — ein namhafter Theil der ungeheuren 
Schuld von 130 Mill. € zurückgefordert wird, ſo bleibt nichts übrig, als zum 
er Zwecke der Zahlung Staatspapiergeld auszugeben. Dieſes Mittel iſt mehrmals 
un in geringerem Umfange verſucht worden und hat allemal mit dem Bank erott 
geendet. Vor dem Kriege war der Metallvorrath des ruſſiſchen Gouvernements 
15 unzweifelhaft einer der größten in Europa, er überſchritt die Summe von 
Eu 20 Mill, E, allein der Werth der umlaufenden Banknoten iſt wenigſtens 50 Mill. 


& und, während der Baarbeſtand abnimmt, wächſt die Papieraus gabe. In der 
That jener Reſervefonds, welcher das einzige Mittel zur prompten Erfüllung 
der beſtehenden financiellen Verpflichtungen des Staates abgibt, darf niemals 
mit dem zur Beſtreitung der Kriegsaus gaben herbeizuſchaffenden Hülfsquellen 
confundirt werden, und wenn dſeſes dennoch geſchieht, To kann der Erfolg kein 
anderer ſein, als wenn etwa die engliſche Regierung das in dem Bankgewölben 
befindliche Gold verausgabte und gleichzeitig die Rotenausgabe vermehrte. 

Wenn dieſes ein treues Gemälde der financiellen Lage des ruſſiſchen Reiches 
iſt, ſo muß man Fauchers Schlußfolgerung beiſtimmen, daß ein ſolcher Zuſtand der 
Dinge nicht lauge dauern kann. Es iſt dem Kaiſer Nicolaus durch ungewöhn⸗ 
liche Maßregeln und durch jede Art von Anfeuerung des Patriotismus und 
Fanatismus ſeiner Unterthanen gelungen, für Ein Jahr ſeine Einnahmen zu 
verdoppeln, will er die Koſten noch eines Feldzuges herbeiſchaffen, ſo muß er 
nothwendig zu Mitteln von discreditirenderer Art und empfindlicherer Wirkung 
feine Zuflucht nehmen, nichtconvertibeles Papier emittiren, gezwungene Contri⸗ 
butionen ausſchreiben und dem vor ihm aufgethanen Abgrund des National⸗ 
Bankerotts zu eilen. 


Die engliſch⸗oſtindiſche Compagnie. 


1. 

Der treffliche Beitrag zur Statiftit des Flichenraumes und der Volks⸗ 
zahl von Britiſch Indien von Profeſſor Fallati in Tübingen berechnet den 
Flächenraum und die Bevölkerung der Befisung der Britiſch⸗oſtindiſchen 
Compagnie wie folgt: 

engl. OJ⸗Meilen deutſche TI-M. Bevölkerung 


Präſidentſchaft Bengalen... 325,600 15,370 48,000,000 

Nordweſt Provinzen ... 85,600 4,040 23,800,000 

Präſidentſchaft Madras. . 144,900 6,840 16,300,000 

„ Bombay.. 120,000 5,670 10,300,000 

An den Meerenge n - 1,600 75 200,000 
Einheimiſche Staaten 

zur Präſidentſchaft Bengalen 583,500 26,550 43,000,000 

1 " Madras. 50,500 2,400 4,700,000 

„ Bombay. 56,500 2,650 4,600,000 
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Bekanntlich iſt ſeit Erſcheinen von Fallatis Arbeit von den einheimiſchen 
Staaten, welche beinahe ſämmtlich mediatiſirt oder doch tributair ſind, Nag⸗ 
porn mit 3,607 deutſche Z-Meil. und 4,650,000 Einwohnern den unmittelbaren 
Beſitzungen der britiſch⸗ oſtindiſchen Comgagnie einverleibt und außerdem 
Pegu, ein Theil des Gebietes des Königs von Birma mit 2,200 deutſchen 
Z. Meilen und 1,800,000 Einwohner erobert worden, fo daß die unmittel⸗ 
baren Beſitzungen auf 37,802 deutſche Meilen mit 105 Millionen, die 
mittelbaren auf 28.993 mit 47 Mill. Menſchen zu ſchätzen find. 

Der Herrſcher dieſes Reiches, die oſtindiſche Compagnie, urfprünglich 
mit allen Arten von Waaren handelnd, den Verkehr mit India und China 
monopoliſirend, handelt, Opium und Salz ausgenommen, jetzt nur noch 
nit Stellen, d. h. fie regiert und zwar in einer Weiſe, die an curopaiſche 
Theorteen erinnert, nach welchen der Zweck des Regierens nicht das In⸗ 
tereſſe der Regierten ſondern der Regierenden iſt. Bei der in dieſem Jahre 
ſtattgefundenen Erneuerung des Privilegiums der Oſtindiſchen Compagnie 
iſt dieſe Regierungsweiſe auf das lebhafteſte angegriffen worden. Merk⸗ 
würdig iſt aber, daß ungeachtet der Thatſache, daß die Regierung der Geſell⸗ 
ſchaft kaum beſſer als die monarchiſche zu ſein ſcheint, das Budget im 
Verhältniß zur Bevölkerung niedriger iſt als das irgend eines anderen Lan⸗ 
des. Es war nämlich laut einem, dem engliſchen Parlament vorgelegten 
Ausweis in dem am 30. April 1852 abgelaufenen Jahre 


Bengal Nordw. Prov. Madras Bombay Total 
£ € 2 2 85 
die Einnahme . 7,584,435 5,670,715 3,704,048 2,868,298 19,827,496 
Ausgabe 7,112,262 1,658,568 3,204,273 2,847,392 14,822,495 
„ für die all⸗ 
gemeine Schuld — — — — 1,967,359 
Ausgabe in Eng⸗ 
land — — — — 2,506,377 
Ueberſchuß + + - = = —— — 531,265 
19,827,496 
Die Einnahmen rühren her von: £ 
Landrente „„ 15,025,783 
Tribute und Subſidiengnnnnnnnnn. 601,855 
Acciſe in Calcutte mn 4 26,826 
Sayer und Abkarry, einſchließlich Moturpha, kleine 
Pachte und Licenſen in Madras. 125 1,424 
verſchiedene Einnahmen 95,283 
17,001, 171 
ab Nada ie ne 18,811 
16,982,360 
ab Erhebungsunkoſte n FD 1,623,576 
Zahlungen, welche aus dieſen Einnahmszweigen an 
Verſchiedene geleiſtet wurden 2,690,395 


Brutto Netto 
vorſtehende Einnahmen. 16,982,360 12,668,389 
Sen. s. egg da G a tet 17661, 813 
ab Erhebungskoſten ꝛcoã ... 190,099 1 407,433 
al —— 993999335 — 1,968,712 
ab Ankauf und Erhebungskoſten 388,054 1,580,658 
Opium e ee eee 3,993,542 
PF 1,050,498 2,943,044 
Tabakverkäufe in Madras 84,073 
ab Ankauf und Koſten 22,557 61,516 
l e eee eee ee 192,115 
eee ee e e 214,184 Abgg. 23,073 
Se E 472,027 
ab Uäkoſten A 23,178 437,281 
Münze 5 e 121,011 121,011 
Marine und Pilotengebühren »-.+.-.... 108,013 108,013 
Gerichtsſporteln und Geldſtrafen 153,826 152,180 
Einkünfte von Prince of Wales Inſel 
Singapore und Malacca aqa 60,686 51,077 
desgl. von dem Diſtrict Coorrr dg 177552 1,536 
Verkauf von Geſchenken oe Me 15,872 15,872 
Verſchiedene Einnahmen 28,124 28,124 
Zinſen von Rückſtänd igen 58,541 58,541 
25,937,168 19,611,692 
Außerordentliche Einnahme 62,590 26,134 
Agio auf Siccarupien, welche à 2 s. ge- 
gabe ee eee ET... 189,670 189,670 
26,092,718 19,827,496 


Sämmtliche Einnahmen der oſtindiſchen Regierung betragen daher noch 


nicht zwei preußiſche Thaler pr. Kopf der Bevölkerung und 
nahme rührt ein großer Theil nicht von Steuern her. 
Die Ausgaben betrugen 1852 


von dieſer Ein⸗ 


in Indien: € 
Civil und politische Verwaltung.. en 1,759,737 
Gerichts- und Polizeiverwalkun gg dd. 2,280,895 
Bauten und Reparaturen en Se 398,654 
Heerweſen «=» Du an e eee BES weten Hull => 9,675,483 
Flotte re lie, ee e 2% get S AAN 385,764 
Verwaltung von Prinz von Wales Inſeln, Singapore u. 
Malgeca Bei) e RL. te N eee KN 2g. 51,636 
Münzſpeſen Kot: ee N e 53,246 
14,605,415 
Zinſen der Schuld e e . 2,184,439 
Differenz der Netto⸗ und Bruttocinna hm 6,265,222 
23,055,076 
in England: ＋ 
e ne > Su el Ware ea nn 625,059 
Intereſſe auf die Schuld in England Anker Een 121,022 
Spefen der Dampfbootverbindung mit Indien 91,451 
Transport von Truppen und Vorrät hen.. 13,885 
Urlaubsſold und Penſionen an Land⸗ Offiziere 631,820 
See⸗ Offizieren. 26,433 
An die engliſche Krone für engliſche Truppen 200,000 
desgl. Penſionen e on. 60,000 
Allgeneine ug aa na n 490,214 
Verſchiedene beſondere Auslagen.. 68,325 
2,318,209 
Rechnungswerth nach Indien gefandter Vorräth e.. 188,168 
2,506,377 


Total 25,561,453 
Obwohl keine Beamten in irgend einem Staate ſo gut bezahlt ſind 


wie die indiſchen, 
doch nicht ſo groß, 
ſchlecht ſei, 
Die Schuld beträgt: 
Indiſche Anleihen à 6 % Reſ t. 338,178 K 
5 . 270,03½%734 „ 
4 %% . 14,931,227 „ 


wie in anderen Staaten. 


Bengalen A 10 % Reſ .. 
Schatzſcheine a 5% + r.... 


763,785 „ 
Civil, und Medicalfonds und Depoſiten. 2,119,413 „ 


18,750 „ 


5 he eee 349,969 „ 


iſt die Geſammtausgabe im Verhältniß zur Bevölkerung 
t Ob die Verwalung gut oder 
darüber iſt man freilich in Indien ſo wenig einig als anderwärs. 


43,207,229 £ 
£ 


2,884,039 „ 


368,719 „ 


Madras Anleihen 8 %. ꝗ 14,437 £ 
Dee en e A 7,547 „ 4 

Civil⸗, Militair⸗ ꝛc. Fonds 5 u. 6 0% 696,637 „ 
verſchiedene Depofiten 4, 5 u. 6%.» 63,466 „ | 

Schatzſcheine 4% 5,110 „ 


Fond der Creditoren d. Rajah v. Tanjore 4% 289,976 „ 


1,077,351 m 


Bombay, Civilannucität u. and. Fonds 6 % 547,846 K 
Civil⸗, Vorſichts⸗ u. Militair⸗Fonds 5 % 743,453 „ 
Verſchiedene Depoſits 4% . 84,191 W 
eee eee 1,406 „ w 
1,376,896 „ 
Totalfchuld 48,014,244 € 9 


Totalzinſen 2,279,531, 


Ehe wir näher auf die augenblicklichen Verhältniſſe eingehen, erlauben A 


wir uns zu einem Rückblick auf die vergangenen einzuladen. 


Die oſtindiſche Compagnie erhielt ihren erſten Charter am 31. De⸗ 
cember 1600, Ihre ausſchließlichen Privilegien beftanden 1. im Betrieb 
der Schifffahrt und des Handels mit allen Ländern jenſeits des Cap Horn; 
2. zollfreie Ausfuhr von Gütern während 4 Jahre, und künftig Erſatz des 
Ausfuhrzolls auf alle Güter welche verunglücken; 3. 6 Monat Credit für 
die eine, 12 Monat für die andere Hälfte des Zolles der Güter, welche ſie 
nach England einführt; 4. Erlaubniß jährlich 30,000 £ fremdes baar Geld zu 
exportiren; mit Ausnahme der erſten Meife hutte fie aber 6 Monate nach 
jeder Fahrt dieſelbe Menge edle Metalle zurückzuliefern, die ſie ausge⸗ 
führt hatte. 

Die Regierung gab den Charter auf 15 Jahre, behielt ſich aber vor, 
denſelben, wenn er für das Allgemeine ſich nachtheilig erwieſe, niit 2 Jahren 
Kündigung aufheben zu können, eine Vorſicht, welche andere Regiernngen 
bei Privilegien⸗Ertheilung gewöhnlich vergeſſen. Die Geſellſchaft brachte 
durch Subſcription 72,000 % Betriebscapital zuſammen, welches durch 
Nachſchuß um 60,450 £ erhöht wurde. Trotz ungünſtiger Berhältniffe er⸗ 
gaben die erſten beiden Reiſen 95 % Nutzen. Dies gab König Jacob I. 
Anlaß, ohne Rückſicht auf das Privilegium, eine 2. Geſellſchaft zu con⸗ 
ceſſioniren, welche nach Japan, China, Corea ꝛc. und nach allen Orten 
jener Gegend, wohin bisher noch keine britiſchen Unterthanen gehandelt 
haben, Handel treiben dürfe. Dieſe neue Geſellſchaft trieb Seeräuberei in 
den indiſchen Gewäſſern und wurde durch den Mißcredit, welchen dieſe 
Handlungsweiſe für die Engländer hervorrief, der alten Geſellſchaft ſehr 
nachtheilig. Dieſe machte jedoch glänzende Geſchäfte und erreichte 1609 von 
König Jacob eine Erneuerung ihres Privilegiums auf ewig, vorbehältlich 
3 jähriger Kündigung von Seiten der Regierung. 

Von 1601 — 1610 führte die Compagnie 51,673 & in Waaren, 
119,022 % baar aus, der Werth ihrer Einfuhr wurde auf 1,000,000 .£ 
jährlich geſchätzt, war aber ſchwer zu ermitteln, da fie nach jeder Reife Ca⸗ 
pital und Gewinn zurückzahlend, dies häufig in Waaren that. Durch die 
lange Dauer der Reiſen und der Abrechnungen ſoll der Gewinn ſich jedoch 
nur auf etwa 20 9% per Jahr berechnet haben, obwohl er auch das Re⸗ 
ſultat des großen Berkehres enthielt, welchen die Geſellſchaft zwiſchen aus⸗ 
ländiſche Hafen vermittelte. Wie raſch der Erfolg die Theilnahme hervorrief, 
geht ſchon daraus hervor, daß im Jahre 1617 zu einer Reiſe 1,629,080 £ 
unterſchrieben wurden. 


Nach einer Berechnung des Kaufmanns Mun war 1621 die Einfuhr 
der oſtindiſchen Compagnie in England und deren 
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Nach einem Parlamentsbericht wurden von 1600 bis 29. Nov. 1621 
durch die Compagnie 613,681 Geld von England, den Dünen und 
Holland und 319,211 Wollenwaaren, Blei, Eiſen, Zinn u. ſ. w. von 
England nach Indien geführt. Bis dahin waren 36 mit 375,288 & Werth 
beladene Schiffe zurückgekehrt und hatte deren Rückfracht 2,004,600 K er⸗ 
geben. Nach einem Bericht der oſtindiſchen Compagnie wurden ausgeſchickt: 
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| Geld u edle Metalle Waaren Zuſammen 
5 £ 5 
1620 62,490 28,508 90,998 
| 1621 12,900 6,523 19,423 
1622 61,600 6,430 68,030 
1623 68,720 17,345 68,065 
205,710 58,806 264,516 
Zurückkamen 1620 1621 1622 1623 
Schiffe 1 1 5 5 
2 108,887 94,464 389,500 582,693 


welche zuzüglich 80,000 £ Entſchädigung von den Holländern für in Indien 
weggenommene Güter 1,255,444 £ als Einnahme ergaben. 

Nach dem Bericht galten rohe Metalle in Indien nicht mehr als zu 
Hauſe, europäiſche Waaren löſten aber den doppelten Ankaufpreis. 


. Mink rast un. 


ben Auſtralien. Geſchichte und Beſchreibung der drei Auſtraliſchen Colonien: Neu⸗ 
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Süd⸗Wales, Victoria und Südauſtralien von Samuel Sidney. Nach der 
2. Auflage des engliſchen Originals überſetzt von C. Volckhauſen. Hamburg, 
Otto Meißner, 1854. 

Die Geſchichte Auſtraliens zeigt einen bemerkenswerthen Gegenſatz 
gegen die vieler anderen Colonien. Nach Weſtindien, nach dem Süden, ja 
ſelbſt nach dem Norden des amerikaniſchen Feſtlandes zogen die erſten Ein⸗ 
wanderer freiwillig in dem Wahne, dort edele Steine und Metalle am Wege 
zu finden; eine ſchmerzliche Enttäuſchung erſt führte zu der Ueberzeugung, 
daß jenſeits des Oceans, wie dieſſeits, Arbeit allein, verwendet auf die 
auch der alten Welt bekannten Erwerbszweige, die einzig andauernde Quelle 
des Wohlſtandes bilde. Nach der am 21. Auguſt 1770 von James Cook 
für ſeinen Herrn, König Georg III., ſymboliſch in Beſitz genommenen 
Oſtküſte von Neu⸗Holland entſandte dagegen England gezwungen den Aus⸗ 
wurf ſeiner Bevölkerung. Die Erwartung, dadurch eine ſich ſelbſt nahrende 
Beſitzung zu gründen, war gering. Man wollte ſich befreien von der Laſt 
der Verbrecher, die man nicht auf das Schaffot ſchicken konnte und die 
man in Gefängniffen zu ernähren zu koſtſpielig fand. Was aus den un⸗ 
glücklichen Verbannten werden würde, war gleichgültiger. Die Einrichtun⸗ 
gen auf den Verbrecherflotten, von denen die erſte am 13. Mai 1787 unter 
Capitän Phillpp mit 600 Männern und 250 Frauen unter ausreichender 
militäriſcher Bedeckung von England abſegelte und am 20. Januar des 
folgenden Jahres in Botany⸗Bay vor Anker ging, waren fo mangelhaft, daß 
man faſt zu der Vermuthung kommt, der Tod ſei noch in der Zeit des 
Philantropen Howard kein unwillkommener Bundesgenoſſe zur Löſung der 
ſchwierigen focalen Frage geweſen. Den Ort, wo die der Seereiſe Ent⸗ 
kommenen gelandet werden ſollten, kannte man kaum. Cook hatte wenige 
Tage dort verweilt, einen kleinen Fluß, eine Menge ſeltener Pflanzen und 
einen unbedeutenden Hafen gefunden. Er hatte keine Weideflächen, auf 
denen Futter fürs Vieh wachſen konnte, keine großen eſſbaren Thiere ge⸗ 
ſehen. Er konnte keine Auskunft darüber geben, ob der Boden im Stande 
fü, für eine anſehnliche Bevölkerung genügenden Ertrag abzuwerfen, und 
das nächſte Land, von welchem Vorräthe herbeigebracht werden konnten, 
war das im Befitze der Holländer befindliche Cap der guten Hoffnung. 
Nichts war bei der Unternehmung im Voraus richtig berechnet, als die 
Schwierigkeit der Rückkehr für die Hinausgeſandten. Das erſte Geſchäft 
des Befehlshabers der erſten Expedition war, ſtatt des ihm angewieſenen 
einen anderen Landungsplatz zu ſuchen, den er glücklich genug in Port 
Jackſon fand. Die eigentlichen Coloniſten bildeten die militäriſchen Be⸗ 
gleiter der Sträflinge, welchen die Letzteren als Sclaven dienten. Von ſol⸗ 
chem Anfange aus, nicht felten im wörtlichſten Verſtande dem Hungertode 
nahe, entwickelte ſich die Colonie, der eine fo glänzende Zukunft beſtimmt 
war. Im Monat Mai des Jahres 1788 belief ſich der ganze Viehſtand 
auf 2 Ochſen, 5 Kühe, 1 Hengſt, 3 Stuten, 3 Füllen, 29 Schaafe, 19 
Ziegen, 14 Schweine, 5 Karinchen, 18 Truthühner, 29 Gänſe, 35 Enten 
und 210 Hühner. Aus dem folgenden Monat wird als ein öffentliches 


Mißgeſchick berichtet, daß 2 Ochſen und 4 Kühe dem Hirten entlaufen 


ſeien und ſich in die Wälder verloren hatten. Einige Jahre ſpäter wurden 
die unzweifelhaften Nachkommen der Verirrten, zu einer Heerde von 60 Stück 
angewachſen, wiedergefunden. Sie waren beſſere Coloniſten geweſen, als die 
noch immer mit der Noth ringenden menſchlichen Anſiedler, und ihr Bei⸗ 
ſpiel erſt führte zu dem Verſtändniſſe der richtigen Benutzungsweiſe des 
Grund und Bodens. 1793 importirte John M Arthur 8 feinwollige Schafe 
und jetzt graſen mehr als 14 Millionen Stück dieſes nützlichen Thieres auf 
den auſtraliſchen Weiden. Die arme Colonie war zu einem glücklichen 
Arcadien geworden, als ſie urplötzlich in eine neue Phaſe der Entwickelung 
eintrat und alle Träume von dem überall ſonſt, nur nicht hier, geſuchten 
Eldorado zu verwirklichen verſprach. Wiederum der Zufall mußte zu der 
Entdeckung der Blei. und Kupferminen führen, und kaum hatte man ſich 
deren Ausbeutung zugewandt, als die unermeßlich reichen Lager des edelſten 
der Metalle aufgefunden wurden, deren Beſitz Auſtralien in wenigen 
Jahren zu einem der wichtigſten Handelsgebiete gemacht hat, und deren 
Ertrag ſchon jetzt einen mächtigen Einfluß auf die Geſtaltung der Verhält- 
niſſe der übrigen Erde übt, in der Folge aber noch mehr üben wird. Der 


Werth der Ausfuhr Englands nach den auſtraliſchen Colonien iſt, wie wir 
in voriger Nummer nad) offidellen Quellen mittheilten, von nicht einer 
Million in 1842 auf 14½ Million & im Jahre 1853 geſtiegen, alle an⸗ 
deren Länder aber nehmen mehr oder minder, unmittelbar oder mittelbar 
durch die Beſchäftigung ihrer Induſtrie oder durch den höheren Gewinn, den 
die Frachtfahrten ihrer Handelsflotten abwerfen, Theil an dem von dort 
ausſtrömenden Segen. 

Vergleichen wir Auſtralien mit dem anderen Goldlande an der Weſt⸗ 
küſte Amerikas, ſo kommt uns Californien wie ein junger Menſch vor, dem 
unvorhergeſehen eine reiche Erbſchaft zugefallen iſt, wahrend Auftralien den 
Eindruck eines durch ſchwere Lebenserfahrung gereiften Mannes macht, der 
nach langer Arbeit zuletzt, freilich auch ohne eigenes Zuthun, durch einen 
Glücksfall ſich in den Beſitz eines bedeutenden Vermögens geſetzt ſteht, Die 
Verſchiedenheit zwiſchen zwei ſolchen Perſonen wird ſich vorzugsweiſe in der 
Art der Benutzung des Reichthums geltend machen. Nach dem bis dahin 
ſchwach bevölkerten Californien zogen auf die erſten Berichte von den ent⸗ 
deckten Schätzen die Abenteurer aller Länder; es entſtand ein wildes regel⸗ 
loſes Leben; von rechtlicher Ordnung war keine Rede; Vermögen von un⸗ 
geheurem Umfang wurden oft noch ſchneller verloren, als ſie gewonnen wa⸗ 
ren. Erſt ganz allmälig trat eine Entnüchterung ein, und noch jetzt zeigen 
ſich in handelskritiſchen Zuckungen die Nachwehen des Rauſches, der 
durch den übermäßigen Genuß die Genußfähigkeit des Körpers zwar nicht 
für immer zerſtört, aber doch deren geſunde Entwickelung aufgehalten hat. 
Californien mußte ſich erſt an Arbeit und Mäßigung gewöhnen, zwei Gü⸗ 
ter, die Auſtralien bereits beſaß, als es zu ſeinem Reichthume gelangte. 
Freilich veranlaßte auch hier die Auffindung der Goldlager einen großen 
Zuſammenfluß beuteluſtiger Menſchen, Schäfer deſertirten von ihren Heerden, 
Matroſen von ihren Schiffen, aber die Bande der Staatsgeſellſchaft, welche 
in Californien noch gar nicht vorhanden geweſen waren, kamen doch nicht 
zu vollſtändiger Auflöſung. Raſch lenkte der Verkehr in geregelte Bahnen 
ein, und der Handel beweiſt durch feinen ſtetigen ſicheren Fortſchritt die 
ununterbrochen wachſende Verzehrungsfähigkeit des Landes. N 

Einer Wohlthat müſſen wir noch gedenken, welche Auſtralien zu Theil 
geworden iſt und deren heilſame Folgen ſich im weiteren Laufe ſeiner Ge⸗ 
ſchichte geltend machen werden. 

Der Mangel an geſitteten Frauen iſt ein gewöhnlicher Uebelſtand jun⸗ 
ger Staatsgeſellſchaften. Die ſchwierige Frage, wie dieſem abzuhelfen ſei, 
konnte nur gelöſt werden von einer Frau, und der erſehnte weibliche Apoſtel 
iſt in Auſtralien und für Auſtralien gerade in dem Zeitpunkt aufgeſtanden, 
wo es für dieſes Land von der größten Bedeutung iſt, daß durch einen wür⸗ 
dige Geſtaltung des Familienlebens die ſittlichen Kräfte gleich raſch ſich ent⸗ 
falten wie die materiellen. Die großartigen Anſtrengungen der edelen Caro⸗ 
line Chisholm, eingegeben von einem warmen Gefühle und ausgeführt von 
einem klaren nüchternen Verſtande, ſind zu allgemein bekannt, als daß wir 
dabei länger zu verweilen nöthig hätten. 

Das Buch, auf welches wir durch dieſe Anzeige aufmerkſam machen 
wollten, hat die Eigenthümlichkeit vieler engliſchen Bücher, ein ſehr lehrreiches 
Material — ſowohl in Bezug auf die Vergangenheit, als für die Zu⸗ 
ſtände der Gegenwart — in etwas confuſer Aneinanderreihung vorzufüh⸗ 
ren. Daſſelbe dem deutſchen Publicum bekannt zu machen, iſt verdienſtlich 
von dem Ueberſetzer, es würde uns aber als ein größeres Verdienſt erſcheinen, 
ſolche Bücher durch Sichtung und beffere Ordnung des Stoffes dem deutſchen 
Geſchmack anzupaſſen, welcher nun einmal mit dem engliſchen, was wiſ⸗ 
ſenſchaftliche litterariſche Erzeugniſſe anlangt, nicht gleich ſehr wie bei Park⸗ 
anlagen übereinſtimmt. 


Rechts fälle. 

W. & T. hatten auf K. einen Wechſel von 960 a an eigne Ordre 
und mit der Angabe in demſelben — „Werth in uns ſelbſt; Sie ſtellen es 
auf Nechn ung für Waaren“ — gezogen und denſelben in Blanco indoſſirt 
weiter begeben. K. hatte den Wechſel acceptirt und denmächft eingelöſt, und ver⸗ 
langte dann in einem beim Bremer Obergerichte, (das Handelsgericht exiſtirte da⸗ 
mals noch nicht) anhängig gemachten Proceſſe von W. & T. den Erſatz 
der bezahlten Valuta, indem er behauptete, die Bezeichnung des Wechſels 
als eines Waarenwechſels ſei unrichtig und fingirt, denn er ſei den W. & T. 
für Waaren nichts ſchuldig geweſen, dieſe hätten vielmehr Dritten, den W. 
& W. dienen wollen, hätten ihn daher erſucht, den Wechſel zu acceptiren 
und ihm Deckung gegen Verfall verſprochen; da fie nun nicht blos dieſes 
Erſuchens und dieſes Verſprechens wegen ihm für die Valuta verantwort⸗ 
lich ſeien, ſondern ſchon deshalb, weil mit dem Wegfallen der Angabe, als 
liege der Wechſelziehung eine Waarenſchuld zum Grunde, der Wechſel 
als ein bloßer Zahlungsauftrag erſcheine, womit er von dem W. & T. 
beauffragt worden „ und ſei er daher wie jeder andere Mandatar berechtigt, 
von Jenen, ſeinen Mandanten, den Erſatz ſeiner Auslagen zu verlangen, 
ohne daß es weiter darauf ankomme, ob ſie ihm um die Acceptation des 
Wechſels erſucht oder ihm Deckung verſprochen hätten. 

W. & T. räumten zwar im Mebrigen die Angaben des K. ein, na⸗ 
mentlich, daß ihrer Ziehung des Wechſels eine Waarenſchuld des K. nicht 
zum Grunde gelegen habe, leugneten aber entſchieden, daß ſie den K. um 
die Acceptation erſucht, oder ihm Deckung verſprochen hätten, vielmehr wäre 


es gerade die Abſicht des K. geweſen, den Dritten, W. & W., welche den 
Wechſel mit dem Blanco⸗Indoſſamente erhalten, zu helfen, es ſei ein Freund⸗ 
ſchafts⸗Accept von ihm, K., für W. & W., nicht für ſte, die Beklagten, ges 
weſen, und habe er ſich daher nur an Jene, nicht an ſie, die Beklagten, 
wegen Deckung zu halten. Beſonders ſperrten Beklagte ſich gegen die 
Annahme, daß der Wechſel, weil der angegebene Grund der Traſſirung un⸗ 
richtig ſei, was ſie nicht beſtreiten wollten, wie ein gewöhnlicher Zahlungs⸗ 
auftrag anzuſehen und zu behandeln ſei, und ſie daher den Kläger wie einen 
Mandatar decken müßten, weil ihrer Anſicht nach, wenn einmal der in 
dem Wechſel angegebene Grund der Ziehung als unrichtig ſich ergebe, nun 
nicht ohne Weiteres ein ſimples Mandat angenommen werden dürfe, viel⸗ 
mehr der Kläger nun den von ihm behaupteten, aber geleugneten Grund 
der erfolgten Acceptation, das Erſuchen der Beklagten, oder ihr gleichfalls ge⸗ 
leugnetes Deckungsverſprechen beweiſen müſſe. 5 non 
Das Obergericht indeſſen trat der Anſicht des Klägers bei, indem es 
davon ausging, daß mit der vorliegenden Gewißheit der Unrichtigkeit die 
in dem Wechſel enthaltene Angabe, als ſei er für eine Waarenſchuld des 
Klägers gezogen, daſſelbe als ein von den Beklagten dem Kläger ertheiller 
ſchriftlicher Zahlungs⸗Auftrag ſich darſtelle, die Sache alſo gerade fo zu be⸗ 
handeln ſei, als hätten Beklagte einfach dem Kläger den Auftrag ertheilt, 
für ſie dem Inhaber des Wechſels die darin benannte Summe zu bezahlen, 
woraus denn von ſelbſt folge, daß ſie ihn, als ihren Bevollmächtigten, für 
feine Auslagen entſchädigrn, mithin die gezahlte Valuta wieder erſtatten 
müßten, weshalb die Beklagten in den ganzen Wechſelbetrag u. ſ. w. unbe⸗ 
dingt verurtheilt wurden. Ka 
Auch nach erfolgter Reviſion blieb das Obergericht bei dieſer Anſicht, 
nur behielt es den Beklagten noch den Beweis vor, daß Kläger den Wech⸗ 
ſel nicht für ihre, der Traſſanten, ſondern für Rechnung von W. & W. 
acceptirt habe, weshalb Beklagte an das Ober⸗Appellations⸗Gericht zu Lü⸗ 
beck appellirten, von dieſein auch eine, in der Hauptſache ihren Anſichten 
entſprechende Entſcheidung erwirkten, indem dieſesſ am 16. April 1839 er⸗ 
kannte, daß Kläger zunächſt zu erweiſen habe: . 
entweder, daß Kläger den eingeklagten Wechſel auf das Erſuchen des Mit⸗ 
beklagten T. acceptirt habe, 
oder daß ihm der Mitbeklagte T. das Verſprechen gegeben habe, die 
Deckung des Wechſels noch vor Verfall beſchaffen zu wollen, 
und eventuell den Beklagten gegen obige erſte Beweisalternative den Gegen⸗ 
beweis der erfolgten Acceptation des Wechſels nicht für ihre, ſondern für Rech⸗ 
nung von W. & W. vorbehielt. N 
In den Entſcheidungsgründen des O.⸗A.⸗G. zu dieſem Erkenntniſſe 
wird zunächſt darauf hingewieſen, daß durch den Wechſel, ſo wie er nun 
einmal vorliege, ſeiner Form und Faſſung nach, die Rückzahlung der ge⸗ 
zahlten Wechſel⸗Baluta nicht gerechtfertigt werden könne, da er äußerlich 
für eine Waarenſchuld gezogen ſei, was einen Regreß des Bezogenen 
gegen dem Ausſteller ausſchließe, weshalb dieſer ſich auf einen andern Schuld⸗ 
grund außer dem Wechſel ſtützen müſſe, wofür die übrigen Angaben in 
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der Er allerdings genügten, — das behauptete E-fuchen und Verſprechen 
nämlich. 

Nun ſei freilich das in dem Wechſel angegebene Schuldverhältniß, die 
Waaren⸗⸗Clauſel, unrichtig, allein daraus folge noch nicht, daß ſchon das 
in dem Wechſel enthaltene Jahlungsmandat zur Begründung der Klage ge- 
nüge, denn es könne dahin geſtellt bleiben, ob und in wie weit einem ge⸗ 
wöhnlichen traſſirten Wechſel ein den Traſſaten zur Rückforderung der 
gezahlten Valuta ohne Weiteres berechtigendes Mandat des Traſſanten zum 
Grunde liege, indem ein ſolcher Wechſel nicht vorliege, die Waaren⸗Clau⸗ 


ſel vielmehr gerade den Negreß ausſchließe. Um den Wechſel als ein reines 
Zahlungsmandat behandeln zu können, müſſe man nicht nur den Inhalt 


deſſelben theilen, alſo den Wechſel theilweiſe als fingiet und unwirkſam auf 
die Seite figen, theilweiſe aber ihn nichts deſto weniger als nicht fingirt und 
wirkſam fortbeſtehen laſſen, ſondern man müſſe auch von dem Geſtändniſſe 
die hinzugefügte Modification, daß das Gezahlte auf Rechnung für Waaren 
geſtellt werden ſolle, trennen, was jedoch unſtatthaft ſei, zumal dadurch der 


Wechſel zu etwas ganz Anderem werde, als was nach Form und Faſſurg 


urſprünglich beabſichtigt worden, nämlich zu einem Wechſel, welcher den 
Ausſteller dem Regreßanſpruche des Bezogenen ausſetze, ſtatt daß er ihn 
vielmehr davor ſicher ſtelle. 

Es bleibe daher nichts übrig, als entweder den Wechſel ganz bei Seite 
zu fegen, oder ihn der Klage ungetheilt zum Grunde zu legen.“ 

Auch mit der Fiction hinſichtlich der causa debendi komme man 
nichts weiter, da die Form eines traſſirten Waarenwechſels mit Vorbedacht 
gewählt ſei, aus dieſer Form aber das gegenfeitige Verhältniß, die Unthun⸗ 
lichkeit eines Regreſſes des Acceptanten gegen den Aussteller, ſich klar ergebe, 
und Kläger nichts deſto weniger ihn acceptirt habe. 

Auch abgeſehen von der Form, gelange man zu dem nämlichen Re⸗ 
ſultate. Daß nämlich der Wechſel ein bloßer Freundſchaftswechſel, dem kein 
reelles Geſchäft zum Grunde gelegen, der vielmehr nur aus Gefälligkeit, um 
irgend Jemandem Geld zu verſchaffen, ausgeſtellt, acceptirt und indoffirt 
worden, ſei gewiß, ungewiß aber, wem dadurch eine Gefälligkeit habe er- 
wieſen werden ſollen, wer es habe thun wollen und wer den etwaigen Scha⸗ 
den habe tragen ſollen, u. ſ. w., und deshalb müſſe Kläger als ſolcher dieſe 
Dunkelheit durch Beweis, ſo weit erforderlich, beſeitigen. Wolle man dabei 
einmal, wie Kläger, von einer Präſumtion ſprechen, ſo würde auch dieſe 
gegen Kläger ſein, da er als Acceptant die gefährlichere Stelle einge⸗ 
nommen habe, und daher im Zweifel anzunehmen ſei, daß er dem Dritten 
durch einen ſolchen Freundſchaftswechſel habe dienen wollen. 

Endlich wird noch darauf hingewieſen, daß auch das Bedürfniß des 
Wechſelverkchrs nicht auf das Gegentheil hinſühre, da hier ausgemacht nur 
ein bloßer Freundſchaftswechſel vorliege, jenes Bedürfniß aber nur die Sicher⸗ 
ſtellung dritter Perſonen erheiſche, damit fie nicht unter derartigen Fic⸗ 
tionen leiden, Dritte aber hier nicht in Frage kommen, da der Wechſel ein⸗ 
gelöſt worden ſei, und nun kein Grund weiter dagegen vorliege auf die rei 
veritas, den wahren Sachverhalt, zurückzugehen, was dahin führe, dem 
Kläger den Beweis des eigentlichen Zuſammenhangs der Sache aufzugeben. 


A 


Secverſicherung. 


Schon früher wurde erwähnt, daß Particular-Havarie überhaupt nur 
dann vergütet wird, wenn dieſelbe 3 % beträgt, beziehungsweiſe 3 % über⸗ 
ſteigt. In dieſer Beziehung enthalten nun bei Havarie-Schaden an Waa⸗ 
ren der Hamburger Plan und die Bremer Verſicherungs⸗Bedingungen fol⸗ 
gende Vorſchriften: 

H. P. §. 90: Um vom Verſicherer Erſatz für Havarie particulſere fordern zu 
können, muß die wirkliche Beſchädigung des verſicherten Gegenſtandes ohne Hinzu⸗ 
fügung irgend welcher Koſten, auch nicht derer der Dispache, ſich höher als 3 % 
belaufen, und zwar bei Gütern: 

1) wenn ſolche am Beſtimmungsorte angekommen, von dem Werthe, den 
ſelbige, falls fie unbeſchädigt angekommen wären, zufolge des nach $. 96 taxir⸗ 
ten Marktpreiſes gehabt haben würden, oder wenn die Taxe der Police — in 
Ermangelung derſelben der nach §. 11 berechnete Werth — höher iſt, von dieſer 
letzteren; 

2) weun ſolche aber nicht am Beſtimmungsorte angekommen, falls der 
Schaden nach $. 96 berechnet, über 3 % von der Taxe der Police beträgt, oder 
in Ermangelung der Taxe über 3% von dem nach Maßgabe des $. 11 zu be⸗ 
rechnenden Werthe. 

B. V. B. $. 13: Eine Particular⸗Havarie wird von dem Verſicherer, in 
ſofern bei Abſchluß der Verſicherung nicht eine andere Uebereinkunft getroffen 
iſt, nur dann vergütet, wenn ſolche an ſich, und ohne Zuziehung der Unkoſten, 
mindeſtens 3%, von der Taxe beträgt; bei Waaren: nachdem der Schaden, 
welcher aus deren Beſchädigung entſtanden und durch das in den 5. 62 und 63 
vorgeſchriebene Verfahren ermittelt iſt, auf das Verhältniß zurückgeführt worden, 
welches der Werth im unbeſchädigten Zuſtande zu dem verſicherten Betrage 
ergiebt. 


Merlicherungswe fen. 


Ferner wird nach den Bremer Verſicherungs⸗Bedingungen $. 19 ein 
Erſatz für Beſchädigungen an gewiſſen Waarcn, vorausgeſetzt, daß eine 
anderweite beſondere Verabredung in der Police nicht feſtgeſct war, nur 
be geleiſtet, wenn die Beſchädigung nicht 3, ſondern 5, reſp. 10 1c. % 
eträgt. 

Vergl. B. V. B. §. 19: Im Fall von Befhädigung an Waaren, 
welche (ſei es mit oder ohne ſpecielle Bezeichnung oder Benennung derſelben) 
ohne eine beſondere anderweitige, in die Police eingerückte Verabredung verſichert 
ſind, gelten 

a. Artikel, welche zu einer der in dem nachſtehenden Verzeichniſſe sub A. bis 
E. erwähnten Claſſen gehören, ſtillſchweigend als mit derjenigen Bedingung. ver: 
ſichert, welche bei der betreffenden nachſtehenden Claſſe bemerkt iſt, und haftet 
der Verſicherer nur dann, wenn der Schaden die bei ſolcher Claſſe bemerkte 
Höhe erreicht, wogegen 

b. alle übrigen nachſtehend sub A. bis E nicht genannten oder ausgenom⸗ 
menen Artikel ſtillſchweigend als mit der Clauſel „frei von Beſchä digung 
außer im Strandungsfalle“ verſichert gelten und behandelt werden. 

Litt. A. Artikel, welche als frei von Beſchädigung, wenn unter 3 % ver⸗ 
ſichert, gelten (Artikel mit ſ. g. reiner Police): Baumwolle, Nordamerikaniſche 
und Oſtindiſche, in eckigen und geſchnürten oder gepreßten Ballen; Baumwollen⸗ 
Waaren in Kiſten; Caffee in Fäſſern; Cochenille in Seronen und Kiſten; 
Frangen in Kiſten; Garn und Zwirn in Kiſten; Harz in Fäſſern; Holz zum 
Bauen und zur Verfertigung von Mobitien, mit Ausnahme von Dielen; Indigo 
in Kiſten und Seronen; Leinen und Leinen⸗Waaren in Kiſten; Mannfactur · 
Waaren in Kiſten, nämlich: Gewebe aber Art von Flachs, Baumwolle, Wolle, 
Baſt, Hanf und Haar, einfach oder gemiſcht; Nürnberger Waaren, oder gleiche 
Fabrikate anderer Orte, in Fäſſern und Kiſten, mit Ausnahme von Uhren, 
Spiegeln, Spielzeug, Nadeln und muſikaliſchen Inſtrumenten; Pech in Tonnen; 
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Schildpatt in Fäſſeen und Kiſten; Segeltuch in Kiſten; Seidenwaaren und mit 
gemiſchte Stoffe in Kiſten; Talg in Fäſſern; Wachs in Faſſern und 
Kiſten; Wollenwaaren in Kiſten. Sogenannte Ballots, welche, außer in Leinen, 
noch in Wachs tuch, Theertuch oder Oeltuch verpackt ſind, gelten in Betreff der 
Beſchädigung den Kiſten gleich, wenn bei der Verſicherung Aufgabe davon ge⸗ 
macht iſt, oder ſolche Art der Verpackung im Fall von Anſpruch auf Schaden⸗ 
vergütung genügend nachgewieſen wird. 

Litt, B. Artikel, welche als frei von Beſchädigung, wenn unter 5% ver⸗ 
ſichert, gelten: Baumwolle, Nordamerikaniſche, in runden Ballen; Reis in 
Fäſſern; Seide, rohe; Thee in Kiſten; Wollenwaaren in Fäſſern. 

Litt. C. Artikel, welche als frei von Beſchädigung, wenn unter 10 % ver⸗ 
ſichert gelten: Allaun in Fäſſern; Amidam in Fäſſern und Kiſten; Aſche, näm⸗ 
lich: Pott⸗ Perl⸗, Stein⸗ und Waſdaſche in Fäſſern; Baumwolle, Braſiliſche 
und Weſtindiſche, in Ballen; Baumwollenwaaren, weiße und ungebleichte, in 
Packen; Bleiweiß in Fäſſern; Bleizucker in Fäſſern; Borſten in Fäſſern und 
Kiſten; Bürſtenwaaren in Fäſſern und Kiſten; Cacao in Säcken; Caffee in 
Säcken; (Caffee in Säcken kann auch mit der Bedingung „frei von Beſchä⸗ 
digung, wenn unter 5%“ in Taxen von nicht weniger als 40 Säcken 
oder Ballen verſichert werden, ſofern die Abladung von den Productionständern, 
in vorzüglichen hiefigen oder fremden Schiffen nach Bremen geſchieht; dazu be⸗ 
darf es jedoch einer beſonderen Uebereinkunft mit dem Verſicherer, ſowie bei 
Abladungen von Oſtindien und Brafitien der Verabredung einer höheren Prämie). 
China in Kiſten und Seronen; Eigarren in doppelten Kiſten; Cottong Bagging 
in Packen, mit Umſchlag von Matten oder Rapper; Criſtall Tartart in Fäſſern; 
Farbewaaren, trockene, in Fäſſern, als: Smalte, Bremer Grün, Mennige ꝛc.; 
Fiſchbein in Kiſten oder Fäſſern; Flachs in Fäſſern und Packen, in großen 
Taxen; Gallen in Säcken; Garn, Flächſen⸗, Wollen⸗ und Baumwollen⸗, in 
Fäſſern und Packen; Gewürze in Fäſſern und Kiſten; Gummi desgl., mit Aus⸗ 
nahme von Gummigutt; Haare, Haſen⸗, Cameel⸗ und Pferdehaare, in Fäſſern 
und Kiſten; Haſenfelle in Fäſſern und Kiſten; Hauſenblaſen desgl.; Hirſchfelle 
in Fäſſern; Hopfen, Amerikaniſcher, in gepreßten Ballen und direct eingeführt; 
Hüte, Filz⸗ und ſeidne, in Fäſſern und Kiſten; Hutfilz in Kiſten; Kleeſaat in 
Fäſſern; Krapp in Fäſſern; Leinen in Packen; Leinſaat in Tonnen; Lumpen, 
leinene und wollene, in Ballen; Nelken in Fäſſern und Säcken; Pfeffer in 
Säcken; Piment in Säcken; Rhabarber in Kiſten; Reis in Säcken, in Taxen 
von 2500 %; Säcke in Packen; Sago in Fäſſern und Kiſten; Saſaparille in 
Seronen; Schafswolle in Ballen; Schellack in Kiſten; Schwefel in Kiſten; 
Segeltuch in Packen; Soda in Fäſſern; Spiegelgläſer, unbelegte; Tauwerk, ge⸗ 
theertes; Vitriol in Fäſſern; Wachstuch in Kiſten; Weinſtein in Fäſſern; Wollen⸗ 
waaren in Packen; Zucker, in Broden, in Fäſſern. 

Litt. D. Artikel, welche als frei von den erſten 10% Beſchädigung ver⸗ 
ſichert gelten: Alle rohe und halb oder ganz fabricirte Tabake unter irgend einer 
Benennung und Verpackung, mit Ausnahme von loſe im Schiff verladenen, und 
von Amerikaniſchen Stengeln in Packen, Scraps und Europäiſchen Blättern 
und Stengeln. Bei Tabaks⸗Blättern und Stengeln in Fäſſern aus 
Häfen der Ver. Staaten von Nordamerika gelten indeß folgende Bedingungen 
als Regel: Maryland, Ohio, Maſoncounty, Virginy und Kentucky Tabak: frei 
von Beſchädigung, wenn unter 7¼ % ; Tabaksſtengel: frei von Beſchädigung, 
wenn unter 10% und dann nach Abzug der erſten 5% für innere oder Land⸗ 
beſchädigung. Alles in Taxen von nicht weniger als 600 . 

Bei Verkäufen für Aſſecuradeurs⸗Rechnung von dergleichen Tabak oder 
Stengeln wird die Thara der Faſſer auf gleiche Weiſe geordnet, wie es ge⸗ 
bräuchlich, wenn fie im geſunden Zuſtande verkauft werden. 

Findet der Verſicherer in einzelnen Fällen Veranlaſſung, dieſe günftigere. 
Bedingungen nicht zu bewilligen, alſo ſich auf die oben angegebene allgemeine 
zu beſchränken, ſo muß ſolches ſeinerſeits bei Uebernahme der Verſicherung feſt⸗ 
geſetzt werden. 

Florida und Seedleaf Tabak in Kiſten, wie auch alle andere Gattungen 
von rohem Tabak in Packen und Seronen oder Kanaſtern verſichern die Com⸗ 
pagnien zwar auch mit der Bedingung „frei von Beſchädigung, wenn unter 
10 %%% jedoch nur, wenn ſie mit vorzüglichen Schiffen auf hier verladen ſind 
und nur mittelſt beſonderer Uebereinkunft wegen Prämienzulage und Tarenein- 
theilung. Auch gilt dabei als Regel, daß in anwendbaren Fällen nur die be⸗ 
ſchädigten Rollen, Docken oder Malotten aus jedem Collo herausgenommen und 
für Rechnung des Verſicherers verkauft werden. = 

Litt. E. Für rohe Zucker in Kiſten und Fäſſern gilt im Allgemeinen die 
Bedingung, daß zur Berechtigung von Anſpruch auf Vergütung für Beſchädi⸗ 
gung ein Untergewicht an jeder Kiſte weißen Zucker von mindeſtens 3 %, an jeder 
Kiſte gelben oder braunen Zucker von 5 % und an jedem Faß Muscovade oder 
Baſtern von 8 % am Bruttogewicht ſtattfinden muß. Stellt ſich heraus, daß 
ein ſolches Untergewicht ſtattfindet, ſo iſt nicht erforderlich, daß der Schaden 
30% des Verſicherungswerthes betrage; es wird vielmehr jeder Schaden an ein⸗ 
zelnen Kiſten oder Fäſſern vergütet, bei welchen ſich das ſtipulirte Untergewicht 
herausſtellt, weshalb auch bei gleicher Waare eine Eintheilung in Taxen über⸗ 
flüffig iſt. Geſtampfte raffinirte Zucker Melis und Lumpen) in Kiſten oder in 


Fäſſern, werden in Betreff der vorſtehenden Bedingung dem rohen weißen Zucker 
in Kiſten gleichgeftent. ‚ 
Die Compagnien verſichern zwar auch rohe Zucker in Kiſten von den Häfen 
Cubas und Brafiliend nach Bremen in vorzüglichen hieſigen oder fremden 
Schiffen und für eine verhältnißmäßig höhere Pramie, ohne die Nebenbedingung 
des vorausgeſetzten Untergewichts, jedoch nur mittelſt beſonderer Uebereinkunft, 
und Cuba Kiſten nur „frei von Beſchädigung wenn unter 5 %“ und in Taxen 
von nicht weniger als 20 Kiſten, Braſil Kiſten dagegen, nur „frei von Be⸗ 
ſchädigung wenn unter 7% % und in Taxen von nicht weniger als 5 Kiſten. 
Rohe Zucker in Kranjangs gelten, wenn direct vom Productions⸗ 
lande, oder auch von hier abgeladen, als frei von Beſchädigung wenn unter 
10 % verſichert, jedoch nur in Taxen von nicht weniger als 2500 5. 
(Anmerkung.) Von Waaren, welche in vorſtehend sub A. bis E. auf⸗ 
geführten Claſſen nicht benannt find, verſichern die Geſellſchaften die folgenden: 
Arrowroot oder Pfeilwurzel in Kiſten, Canehl und Caſſia in Fardelen und 
Gonjes, Cocinthen in Fäſſern, Eiſenwaaren, Meſſing- nnd Kupferwaaren in 
Kiſten und Fäſſern, trockne Felle in Packen, trockne Häute, Heede in gepreßten 
Packen, gedarrtes Getreide, Mehl in Faſſern, Radeln in Kiſten und Fäſſern, 
Papier in Kiſten oder Ballots, wie für Mexico gebräuchlich, fertige Spiegel und 
belegte Spiegelgläſer mit der Bedingung „frei von Beſchädigung, wenn unter 
10% je doch nur mittelſt beſonderer Uebereinkunft und gegen 
zu vereinbarende höhere Prämie. 
Der Hamburgerger Plan kennt eine ſolche Unterſcheidung einzelner Waaren⸗ 


Cate gorien nicht. 
(Fotſetzung folgt.) 


— Dem Protocolle der Einzer Handelskammer entlehnen wir einen „Antrag 
des Mitgliedes Herrn Vincenz Fink, betreffend die Ausdehnung der Wirkſamkeit 
der ob der ennſiſchen wechſelſeitigen Feuerſchaden⸗Verſicherungs⸗Anſtalt auf Mo⸗ 
bilien, dann Claſſificirung der verſicherten Gebäude. “ 

Im Monate Mai 1854 wurde der Bericht über die ob der ennſiſche wechſel⸗ 
ſeitige Landes⸗Feuerſchaden⸗Verſicherungs⸗Anſtalt für das Uſſecuranzjahr 1853 
veröffentlicht. 

Wie es allgemein anerkannt iſt, ſo hat dieſe Anſtalt viele Vorzüge, und die 
Berichte über die Zeit ihrer Verwaltung in Linz, d. i. vom 1. Mai 1848 bis 
Ende 1853, liefern einen erfreulichen Beleg ihrer weiter und weiter greifenden 
Ausdehnung. 

Die Kammer, welche dem fo hochwichtigen Aſſecuranzweſen ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit pflichtmäßig widmet, hat auch ſtets die Vorzüge dieſer Anſtalt ge⸗ 
würdiget. 

Eine unentgeltliche Verwaltung, die Benützung des Domeſticalfondes zu 
Vorſchüſſen, endlich der i. J. 1850 beſtandene Umlagsbeitrag von 9 kr. EM. 
von 100 Gulden, — waren Momente vom größten Belange. 

Die unentgeltliche Verwaltung beſteht noch; allein anderweitige Verpflich⸗ 
tungen des Domeſticalfondes als Landesfonde machten laut des jüngſten Berich⸗ 
tes vom 18. Mai 1854 eine fernere Unterſtützung der Anſtalt durch unverzins⸗ 
liche Vorſchüſſe unmöglich; der Umlagsbeitrag ſtieg i. J. 1852 auf 24 kr CM. 
und beſteht letzlich in 18 kr. von 100 Gulden. 

Nachdem dieſe Anſtalt eine Landesanſtalt iſt, und auf wechſelſeitiger Ver⸗ 
ſicherung beruht, ſo ſcheint es angezeigt, daß ſie ihr Wirken, nicht bloß belangend 
die Zahl der verſicherten Häuſer, ſondern in jeder Rückſicht nach Maß der 
wechſelſeitigen Vortheile und des Wunſches und Bedürfniſſes der Verſicherer 
ſelbſt ausdehne, und ſo den wirklichen Fortſchritt mehrſeitig betrete. 

Die eben ſo gerechten als billigen Anſprüche der Intereſſenten des Landes 
gehen weiter, als die Slatuten dies bisher zuließen. 

Die Bewohner Oberöſterreichs wollen von einer Landes⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗ 
Anſtalt, wobei ſie ſich wechſelſeitig die Schäden vergüten, das bewegliche 
Vermögen nicht fernerhin von der Verſicherung ausgeſchloſſen ſehen, wie dies 
bis jetzt der Fall iſt. 

Wäre im Laufe der Zeit vom 1. Mai 1848 bis Ende 1853 auch das be⸗ 
wetliche Vermögen verſichert geweſen, fo konnte, — wenn man die Zahl der 
Feuersbrünſte erwägt, welche in der That eintraten, der Schaden mit einem bei 
weitem geringeren Umlagsbeitrage bedeckt werden, weil Jene, welche mit gewiſ⸗ 
fen Summen des Mobiliarwerthes als Theilnehmer beigetreten waren, namhafte 
Summen geliefert haben würden, während an Mobiliar wenig zu Grunde ging. 
Wie viele Fabriken, Manufacturen, Gewerbstreibende und Private wären mit 
ihrem Mobiliarwerthe beigetreten und hätten eine Umlage geleiſtet. 

Es ſtehet zu erwarten, daß die Mehrzahl der Hausbeſitzer, Fabrikanten und 
Anderer, welche nun ihr Mobiliar bei anderen Anſtalten aſſecuriren mußten, auch 
hierwegen die Landesanſtalt benützt haben würden. 

Es, ſteht zu vermuthen, daß die bereits der Anſtalt beigetretenen 53,922 
Hausbeſitzer allein keine geringen Beiträge für Verſicherung des Mobilare gelei⸗ 
ſtet hätten, wenn ihnen oder den Bewohnern der Häuſer der Beitritt nach Maß 
des Mobilarwerthes geſtattet wäre. 


Es ſteht ferner zu erwarten, daß ſehr viele Hausbeſitzer, welche ihr Ge⸗ 
fammtgut bei einer Anſtalt verſichert wiſſen wollen, und deßhalb num die 
Landesanſtalt nicht benutzten, weil dieſe Mobilarverſicherungen ablehnt, — 
ſeinerzeit auch dieſer Anſtalt beitreten würden, und daß jedenfalls ein zahl⸗ 
reicherer Beitritt, mit Verſicherung beweglichen und unbeweglichen Gutes — 
den Umlagsbeitrag ſehr bedeutend herabmindern müßte. 

Es iſt auch jedenfalls eine ganz natürliche Anforderung des Landes an eine 
Landesanſtalt, daß ſämmtliche Fabriksmaſchinen, Waarenvorräthe und Werkge⸗ 
räthe nicht ausgeſchloſſen bleiben von einer Anſtalt, welche doch ſo viele Stroh⸗ 
und Schindeldächer verſichert. 

Das geſammte Mobilar⸗Vermögen Oberöſterreichs konnte und würde ſich 
allmälig dieſer Anſtalt mit Einlagswerthen zuwenden, und dann erſt könnte die 
Anſtalt als eine wahre, allgemeine, wechſelſeitige Feuerſchaden⸗Verſicherung wir⸗ 
ken; ſie könnte mit kleinen Umlagsbeiträgen mehr leiſten, als nun mit großen 
Quoten, eben wegen der Menge der Beitretenden. 

Dies iſt eine der wichtigſten Anforderungen der Bewohner Oberöſterreichs 
und insbeſondere auch der Theilnehmer ſelbſt, deren größtes Intereſſe in der 
möglichſt allgemeinen, alſo ebenſo das bewegliche, als unbewegliche Gut um⸗ 
faſſenden wechſelſeitigen Verſicherung liegt. 

Der Kammer ſind keinerlei Hinderniffe dieſer ſo gedeihlichen — von den 
Theilnehmern ſo ſehr gewünſchten, ausgedehnteren Wirkſamkeit bekannt; ſo viele 
andere Geſellſchaften, mit ſehr wenigen Verwaltungsorganen, verſichern auch 
Mobilien ziemich billig und finden noch Gewinn dabei. Um wie viel leichter 
müßte dies Geſchäft bei einer unentgeltlichen Verwaltung und bei bloßer Ver⸗ 
gütung der Schaden, oyne Gewinnsanſpruch, von Seite der Unternehmung aus⸗ 
führbar ſein. 

Eine weitere Vervollkommnung dieſer Anſtalt ſcheint ferner noch in einer 
andern Richtung angezeigt. 

Bekanntlich beſtehet bei dieſer Anſtalt keine Claſſificirung der Gebäude. 

Die erſte ſehr fühlbar Folge davon iſt: daß Jener, der ein wohlgewölbtes 
feuerfeſtes Haus beſitzt, welches mit Ziegeln, Kupfer oder Schiefer gedeckt iſt, 
welches hohen Werth hat, und wenig gefährdet iſt, von dieſem hohen Werthe 
gleiche Umlagsprocente zahlet, als ein Anderer für fein geringes Strohdach. 
Während fohin die Einen faſt keiner Gefahr ausgeſetzt find, durch Feuer großen 
Schaden zu leiden, zahlen fie viel mehr, und zahlen es für Jene, welche der groß⸗ 
ten Gefahr ausgeſetzt ſind, und bei welchen, Falls ein Brand ausbricht, das 
ganze Haus in der Regel niederbrennt. 

Abgeſehen davon, daß eine wechſelſeitige Verpflichtung derart nicht eine 
durchaus gerechte genannt werden kann, iſt dieſes Verhältniß ein ſehr gefährliches. 

Die Kammer will hier nur einen Punkt herausheben. 

Bei andern Geſellſchaften beſtehen mehrere Claſſen. Nach Maß der größe⸗ 
ren Feuersgefahr iſt bei ſelben die Prämie höher, dagegen iſt ſie bei ſehr ſolid 
gebauten, ganz feuerfeſten Häuſern ſehr niedrig geſtellt. 

Nachdem nun derzeit, beiſpielsweiſe in Linz, bei der wechſelſeitigen Landes⸗ 
anſtalt 18 kr. von 100 fl. bezahlt werden, ohne Unterſchied, ob das Haus rein 
Strohdach hat, oder ob eine Reihe von Strohdächern neben einander ſich befin⸗ 
det, oder ob es mitten unter feuerfeſten Stadthäuſern ſtehet, gewölbt und mit 
Schiefer gedeckt iſt, ſo wenden ſich natürlich die Beſitzer von Häuſern, welche 
mit Stroh gedeckt ſind, ſehr fleißig an dieſe Landesanſtalt, wo die kaum in Ge⸗ 
fahr kommenden Stadthäuſer, in gleichem Maßſtabe mitzahlen, weil für dieſe 
feuergefährliche Claſſe der Umlagsbeitrag ſehr gering iſt, gegen andere Geſell⸗ 
ſchaften. — 

Dagegen wenden ſich die Beſitzer feuerfeſter Hauſer, welche anderweitig 
einerſeits ſehr billig ſich aſſecuriren können (eben weil Claſſen beſtehen), anderer⸗ 
ſeits auch ihre Mobilien mitverſichern wollen, was ſie bei der Linzer Landes⸗ 
Anſtalt nicht können, an dieſe anderen Geſellſchaften. 

Die weitere nothwendige und natürliche Folge hievon liegt auf der Hand. 

Die wechfelfeitige Anſtalt wird freilich in raſchem Schwunge bald um Tau⸗ 
ſende von Theilnehmern mehr haben, aber eben dies werden die der Feuersge⸗ 
fahr am meiſten ausgeſetzten ſein. Es wird auch die Zahl der Schäden ſich 
unverhältnißmäßig vermehren. 

Der Impuls, dieſer ſo nothwendige und nützliche Impuls, „daß endlich nach 
dem Beiſpiele der Nachbarländer die Schindel⸗ und Strohdächer verſchwinden, 
geht verloren. Sobald die Aſſecuranz eines Strohdaches nicht mehr koſtet, als 
die eines Schieferdaches, ſobald die gegen Feuersgefahr Geſicherten ins gleiche 
Mitleiden gezogen werden, als die Beſitzer feuergefährlicher Häuſer, fehlt jedes 
Motiv für dieſe, endlich auch zur feuerſicheren Umbauung zu ſchreiten; der 
Schaden wird ja von jenen mitbezahlt, und zwar nach gleicher Quote, welche 
kaum je einen Brand zu fürchten haben. Belangend die Claſſificirung der 
Häuſer, kann die Manipulation kaum eine Schwierigkeit finden. 

Es wird wohl nöthig, daß, nachdem der Domeſticalfond keine Vorſchüſſe 
mehr leiſtet, die ſich wechſelſeitig Verſichernden einen nach Percenten und Claſſen 
zu anticipirenden Vorſchuß (ſo wie es anderwärts mit der Prämie der Fall iſt) 
voraus erlegen, und daß im nächſten Jahre die Schuldigkeit bemeſſen, abge⸗ 
rechnet und eine neue Vorſchußquote eingehoben wird; allein damit ſcheint dem 
Bedürfniſſe entſprochen. 


612 


x 


2 

Die in den letzten Jahren bezahlten Schäden deuten obigen nicht aa 
wünſchenswerthen Sachverhalt ſchon an. Die durch Brand verunglückten Häu⸗ 
ſer ſind großentheils ſolche, welche nicht zur Claſſe der feuerſicheren gehören. 

Ein vergleichender Blick auf die Reſultate ſeit 1848 weiſet aus: 

Daß zwar die Zahl der Theilnehmer ſeit 1848 von 43,422 flieg au 
53,922, ſomit daß 10,500 Theilnehmer zuwuchſen; daß dagegen | } 

die Zahl der beſchädigten Hausbeſitzer von 87 auf 127, a 

die Zahl der Feuersbrünſte von 32 auf 70, 

die Zahl der beſchädigten Gebäude von 159 auf 245, 

ferner, daß die Regie⸗Auslagen von 492 fl. 9 kr. auf 14,845 fl. 26 kr. C.⸗M., = 
endlich * 

daß die Erforderniſſe zur Entſchädigung von 64,795 fl. 44 kr. C.⸗M. auf 5 
139,579 fl. 25 kr. CM. ſtiegen. “ 

Während alſo die Theilnehmer nur um ein Viertel zunahmen, wuchs die 
Zahl der Feuersbrünſte um mehr als die Hälfte, eben ſo die Entſchädigungs⸗ 
ziffer um mehr als die Hälfte, und die Regieauslagen ſtiegen aufs 30 fache. N 

Die Kammer dürfte es demnach für ihre Pflicht erachten, an das vereinigte dg 
Landescollegium den Antrag zu ſtellen: 

daß die wechſelſeitige Landes⸗Verſicherungsanſtalt gegen Feuerſchaden ihre 
Wirkſamkeit auch auf Verſicherung des Mobilars ausdehne und bei Vermeſſung 
der Umlagsbeiträge einen in Percenten auszudrückenden Unterſchied nach Claſſen 
der mehr oder minder feuergefährlichen Objecte feſtſtelle. de 

Sollte allenfalls eine nähere Berathung über die Modalitäten der Claſſifi⸗ 
cirung oder der Manipulation durch Zuſammentretung eines gemeinſchaftlichen 
Comites aus der Mitte des hohen Landescollegiums und dieſer Kammer erſprieß⸗ 
lich ſcheinen, ſo wäre die Bereitwilligkeit der Kammer hierzu im Voraus zu⸗ 
zuſichern.“ 

Die Kammer ſtimmte dem Antrage des Hru. V. Fink vollkommen bei, und 
beſchloß, ihren Antrag an das Landescollegium in dieſem Sinne zu ſtellen. 
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Bekanntmachung. — 
Stand der Lebensverſicherungsbauk f. D. in Gotha 
am 1. September 1854. 


Verſiche neee . ee eee 18,765 Perſonen 
Verſicherungsſummꝶ ernennen 29,666,700 Thlr. E 
Hiervon neuer Zugang feit 1. Januar: 
SIELTEHERFO au. ꝛ%² wqVv ͤE 721 Perſonen 
Verſicherungsſummſne n 1,230,600 Thlr. 
Einnahme an Prämien u. Zinſen ſeit 1. Januar 845,000 „ 5 
Ausgabe für 241 Sterbefälle 400,200 „ 
Verzinsliche Ausleihungen 7,310,000 „ ha 
Bae ee 7 EP Ra eE. E 7,525,000 u de 
Verſicherungen werden vermittelt durch: S 
Wilh. Schulze Fr. Sohn in Bremen. 1 
&: J. II. Slemers in Hamburg. b 
. II. Krellenberg: in Lübeck. ar 
W. Wardenburg in Oldenburg. 2 
C. L. Blum in Hannover. le 
Joh. Chr. Bardenwerper in Braunſchweig. vi 
Agrieola & Linke in Magdeburg. € 
Becker & Comp. in Leipzig. I 
Carl Kottfr. Franz in Berlin. * 
Wm. Schlutow in Stettin. . 
22 1 27 1 gt ne aa) \ 
Die Korkſohlen⸗Fabrik 8 
2 4 4 | 
in Delmenhorſt bei Bremen 
(im Zollverein) 9 


empfiehlt ihr Fabrikat Wiederverkäufern, die bedeutend in dieſem Artikel machen, 8 


zu äußerſt günſtigen Bedingungen. Kleine Aufträge werden nur gegen Baar⸗ f 
zahlung ausgeführt. h 3 e 8 
Anfragen und Aufträge werden erbeten in frankirten Briefen unter obiger f 
Adreſſe. h 
In der Arnoldiſchen Buchhan lung in Leipzig ift ſoeben erſchienen und 8 
durch alle Buchhandlungen zu beziehen: F 
Neueſtes f 
* * E 0 
Univerſal⸗Lexikon 
. der geſammten J 
kaufmänniſchen Wiſſenſchaften. U. 

Für Kaufleute, Fabrikanten u. überhaupt jeden Geſchäftsmann. . 

Im Verein mit ö 
mehreren Gelehrten und praktiſchen Kaufleuten 
herausgegeben 

von 
Ludwig Fort, 


Lehrer der Handels wiſſenſchakten zu Leipzig. 
Zweiter unveränderter Abdruck. 
Z3wölfte Lie fer ung. gr. Lex.⸗8. broch. à 10 Ngr. 
Das Werk wird in 20 Lieferungen bis Ende d. J. vollſtändig er⸗ 
ſchienen ſein. 
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